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Potsdamer Impressionen

Der Tag danach

Vor 24 Stunden haben Oberbürgermeister Jakobs und 
Vereinspräsident Speer im Karl-Liebknecht-Stadion 
symbolisch den Sanierungsbeginn gestartet. Danach 
wurde der Trennschleifer wieder in die Werkzeugkiste 
geräumt und der eigens für ein Pressefoto angekarrte 
Bagger wieder nach Berlin gebracht.
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nach längerer Pause erscheint heute wie-
der eine Ausgabe der Zeitschrift „Die An-
dere“, in der wir über unsere Arbeit im 
Stadthaus berichten. Da wir als dreiköpfige 
Gruppe nur ein Drittel der Zuwendungen 
erhalten wie die vierköpfige FDP-Fraktion, 
ist jede Ausgabe unserer Zeitung stets 
vom aktuellen Budget abhängig. 

Nach der beliebten Rubrik „Potsdams schön- 
ste Verbote“ beginnen wir eine neue Reihe. In 
„Sitten und Bräuche der Stadtverordneten“ 
stellen wir künftig Handlungsweisen vor, die 
wir aus verschiedenen Gründen bemerkens-
wert finden.

Im September 2010 wird in Potsdam ein 
neuer Oberbürgermeister gewählt. Böse 
Zungen behaupten, dass in den meisten 
Militärdiktaturen häufiger gewählt wird 
als in Brandenburg. Immerhin wird der  
Oberbürgermeister hier für acht Jahre 
bestimmt, so dass die vor nun schon ca. 
sieben Jahren eingemeindeten Ortsteile 
tatsächlich erstmals ihr Stadtoberhaupt, 
das ihnen bislang durch die Eingemeindung 
vorgesetzt wurde, mitwählen dürfen. Die 
Andere hat den Jugendkulturaktivisten 
Benjamin Bauer als Kandidaten nominiert. 
Ein Interview mit ihm finden Sie im Mittel-
teil des Heftes. Außerdem informieren wir 
über unsere Bemühungen um preiswerten 
Wohnraum, gewaltfreie Fahrkartenkon-
trollen, faire Medienberichterstattung und 
transparente Grundstücksverkäufe. Wir 
ziehen eine kritische Bilanz der Arbeit des 
neuen Baubeigeordneten, beleuchten die 
mythisch-bizarren Denkmuster der Stadt-
schlossfanatiker/innen und zeigen aus dem 
Blickwinkel einer Gruppe, die nicht mit der 
Verwaltung verfilzt ist, Aspekte der Stadt-
politik auf, die sonst verschwiegen werden.

Wie immer freuen wir uns über Anregungen 
und Kritik. 

Julia Laabs, Gregor Voehse und  
Christian Kube, Stadtverordnete
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Aus dem Rathaus

Der Geschäftsführer des städtischen Kli-
nikums, Steffen Grebner, sucht bei den 
Personalkosten immer wieder nach Spar-
potentialen. In der Stadtverordnetenver-
sammlung betonte der Finanzbeigeordnete 
Burkhard Exner (SPD) mehrfach, dass eine 
bessere Bezahlung nicht möglich sei und 
den wirtschaftlichen Konsolidierungskurs 
des Klinikums gefährde. Nun wirft die Ge-
werkschaft Verdi Grebner in der Lokalpres-
se vor, in seinen Geschäftsräumen eine 
„Wellness-Oase“ eingerichtet zu haben. 
Die Leitung des Klinikums sieht es als „Be-
sprechungsraum für Gespräche mit Lie-
feranten und Geschäftspartnern“ an, der 
„mit modernster Konferenztechnik“ aus-
gestattet sei. Nachholbedarf sehen wir al-
lerdings bei der Heizung. Denn neben Plas-
ma-Fernseher und Ledercouch verfügt der 
umstrittene Raum über einen ökologisch 
nicht unbedenklichen Kamin, obwohl das 
Klinikum sicher dem Fernwärmeanschluss-
zwang unterliegt.

In der Waldstadt II hat der Bereich Grün-
flächen 2007 die Fällung von gleich 1.034 
Bäumen beantragt. Die Untere Natur-
schutzbehörde (UNB) segnete dies ohne 

wesentliche Auflagen ab. Weil die um-
fangreichen Fällungen die personellen Ka-
pazitäten des Grünflächenbereichs stark 
beanspruchen, wurde die Genehmigung 
noch verlängert, als die 2-Jahres-Frist 
abgelaufen war. Während jede Grund-
stückseigentümerin aus gutem Grund 
Ersatzpflanzungen vornehmen oder eine 
Ausgleichzahlung leisten muss, befreit die 
UNB im Rahmen einer fragwürdigen Amts-
hilfe eine städtische Behörde von der Ver-
pflichtung, einen akzeptablen Ausgleich für 
die Baumfällungen zu leisten. Auf Nachfra-
ge der Anderen begründete die UNB dies 
damit, dass der ökologische Wert von mehr 
als 1.000 (überwiegend) Kiefern bei Null 
liege. In der Waldstadt hält sich allerdings 
hartnäckig das Gerücht, dass ein CDU-
Stadtverordneter, der bei der städtischen 
Wohnungsbaugesellschaft tätig ist, sich 
für die Baumfällungen eingesetzt hat, da-
mit die Sonne kräftiger auf seinen Balkon 
scheinen kann. Es wird schon seine Richtig-
keit haben, wenn Bündnis 90/Grüne in der 
Rathauskoalition mitmischt.

Mitunter ist es ärgerlich, in einer Sache 
Recht zu behalten. Schon als Matthias 
Platzeck noch Oberbürgermeister war, 
warnte Die Andere im Bauausschuss und 
der Stadtverordnetenversammlung davor, 
den Aufstellungsbeschluss für einen Be-
bauungsplan Griebnitzsee aufzuheben.

Die SPD-geführte Verwaltung war sich si-
cher, dass man das alles einvernehmlich mit 
den Grundstückseigentümern klären kann 
und der öffentliche Uferpark nicht in Gefahr 
sei. Inzwischen ist Wolfhard Kirsch aus der 
SPD ausgetreten, auf dem Uferweg findet 
nicht mehr der Griebnitzseelauf statt und 
über den einst öffentlichen Weg ist schon 
eine Menge Gras gewachsen. Dennoch 
lehnte die bürgerliche Rathauskoalition 

Wein und Wasser

Bäume ohne öko-

logischen Wert?

Keine Einigung am 
Uferweg Griebnitz-
see
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mehrfach Vorstöße unserer Stadtverord-
netengruppe ab, die Voraussetzungen für 
eine Enteignung der Ufergrundstücke zu 
schaffen oder den Weg seeseitig an den 
Privatgrundstücken vorbeizuführen.

Selbstverständlich wissen ausgerechnet 
diejenigen, die verhindert haben, dass für 
das Griebnitzseeufer rechtzeitig ein B-Plan 
erstellt wird, auch heute, dass ein Media-
tionsverfahren der beste Weg zum freien 
Uferweg (vom Uferpark spricht inzwischen 
niemand mehr) ist. Pressewirksam wurden 
der ehemalige Justizminister Hans Otto 
Bräutigam und der – offenbar durch die 
preiswerte Abwicklung der DDR im Rahmen 
des Einigungsvertrages für die Griebnitz-
seefrage besonders prädestinierte – letzte 
DDR-Ministerpräsident Lothar de Maiziére 
als Mediatoren präsentiert. Als die Grup-
pe Die Andere in einer Kleinen Anfrage die 
Erfolge des Mediationsverfahrens erfragte, 
erfolgte die Antwort nichtöffentlich. Die  
entscheidende Passage möchten wir un-
serer Leserschaft dennoch nicht vorent-
halten: „Von den 13 Angeschriebenen 
haben sich 9, vertreten durch Rechtsan-
wälte, gemeldet, 4 haben nicht reagiert. 
Von den 9 haben 2 ein Gespräch abgelehnt, 
die übrigen 7 haben Bedingungen gestellt. 
[...] In keinem Fall konnte eine Einigung er-
zielt werden.“

Wie wenig die Stadtverordneten der SPD-
CDU-Grüne-FDP-Rathauskoalition die von 
der Bevölkerung eingereichten Vorschläge 
zum Bürgerhaushalt interessieren, wurde 
auch bei der Haushaltsdebatte 2010 deut-
lich.

Nachdem sich der bürgerliche Block hinter 
verschlossenen Türen über die Verteilung 
der städtischen Gelder verständigt hatte, 
kamen die 20 erstplatzierten Vorschläge 
aus der „Liste der Bürgerinnen und Bürger“ 
nicht einmal zur Abstimmung in der Stadt-

verordnetenversammlung. Die Verwaltung 
legte eine Liste vor, in der für jeden Ein-
zelvorschlag eine Empfehlung aus den Va-
rianten Annahme, Ablehnung, Prüfauftrag 
oder schon in Umsetzung angekreuzt war. 
Nachdem die Stadtverordnete Julia Laabs 
vergeblich die Diskussion und getrennte 
Abstimmung der einzelnen Vorschläge be-
antragt hatte, wurde der Bürgerhaushalt 
in einer Blockabstimmung abgehakt.

Noch im Juni lehnte Jann Jakobs in der 
Stadtverordnetenversammlung einen An-
trag der Anderen ab, die Überschüsse der 
Pro Potsdam künftig nicht zur Sanierung 
des städtischen Haushaltes oder zur Sub-
ventionierung der Luftschiffhafen GmbH zu 
verwenden, sondern mit diesen derzeit ca. 
2 Mio Euro jährlich billige Mieten bei der 
Sanierung und Modernisierung des städ-
tischen Altbaubestandes zu sichern. Das 
Anliegen war der gesamten Rathauskoa-
lition nicht einmal eine Wortmeldung oder 
einen Redebeitrag wert.

Auf dem SPD-Parteitag hielt Jakobs weni-
ge Wochen später eine Rede zu seiner No-
minierung als Oberbürgermeisterkandidat. 
Darin kündigte er tatsächlich an, dass die 
Überschüsse der Pro Potsdam künftig für 
die Schaffung von Belegungsrechten für 
Sozialwohnungen verwendet werden sollen. 
Der Wahlkampf hat offenbar begonnen.

Blockabstimmung 
über Bürgerhaus-
haltsvorschläge

Jakobs entdeckt 
Mietpolitik als Wahl-
kampfthema
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Während der neue Beigeordnete für Bauen 
seit seiner Vorstellung in Potsdam nicht 
müde wird, Bürgerbeteiligung als einen 
Schwerpunkt seiner Arbeit zu deklarieren, 
erweist sich die Realität als ganz anders: 
Matthias Klipp machte eine forsche Politik, 
die sich vor allem an den Interessen der 
eigenen grün-bürgerlichen Wählerklientel 
orientiert, während soziale Fragen und eine 
tatsächliche Stärkung von Bürgerinnen und 
Bürgern auf der Strecke bleiben. Inzwischen 
ist die Frage zu stellen, ob der selbst-
ernannte „Bürger-Beigeordnete“ statt 
zu einem Wegbereiter nicht zu einem Pro-
blem für eine alternative Stadtentwicklung 
geworden ist.

Zunächst einmal ist zu sagen, dass 
Matthias Klipp sich mit großem Eifer an 
die Arbeit gemacht hat. Sein Verdienst 
ist es, sich mit den „Großen“ dieser Stadt 
und des Landes Brandenburg angelegt zu 
haben, was mitunter zu beeindruckenden 
Ergebnissen führt: Indem er Pro Potsdam-
Chef Müller-Zinsius zu verstehen gab, wer 
„Koch und wer Kellner ist“, zeigte er, dass 
bei entsprechender politischer Durchset-
zungsfähigkeit die verselbständigten kom-
munalen Unternehmen kontrollierbarer 
sein könnten. Selbst dem nicht an Selbst-
bewusstsein mangelnden Peter Paffhau-
sen, Herrscher über Stadtwerke und vieles 
mehr, rang er eine Millionen-Nachzahlung 
zur Sanierung der maroden Humboldt-
Brücke ab. Im Baudezernat selbst richtete 
er zur Bearbeitung der überfälligen Bauan-
träge eine Task-Force ein. Nicht zu verges-
sen sind kleine Dinge mit großer Wirkung: 
Endlich ist das Radfahren in vielen Einbahn-
straßen erlaubt. Eine Maßnahme, mit de-
ren Verweigerung seine Vorgänger/-innen 
ganze Generationen von Bürgerinnen und 
Bürgern gequält hatten. 

Natürlich ist für einen politischen Neuan-
fang das Aufbrechen etablierter Struk-
turen notwendig. Doch entscheidend ist, 

welches Ziel mit den Rempeleien unter „Al-
phatierchen“ verfolgt wird. Bei genauerer 
Betrachtung steht Klipp für die Kontinuität 
einer Politik, die auf die falschen Prioritäten 
setzt. Statt neue Wohnungen zu bauen und 
sozialverträgliche Mieten zu fördern, wird 
eine Politik fortgesetzt, welche in den ver-
gangenen Jahren die Energien der Verwal-
tung auf den Aufbau des Stadtschlosses 
und der neuen Mitte konzentriert hat. 
Hier geht es nicht nur um Gelder, sondern 
auch um den Raum, den die Planung sol-
cher Vorhaben innerhalb der Verwaltung 
einnimmt. Mit den begrenzt vorhandenen 
Personalressourcen können nur wenige 
Schwerpunktthemen bearbeitet werden. 
Wer denkt, dass mit der Entscheidung 
für den Wiederaufbau des Stadtschlosses 
der Kräfteverschleiß für zweifelhafte Maß-
nahmen ein Ende hat, hat Klipp noch nicht 
verstanden. Seit seiner Amtseinführung 
spricht der Dezernent davon, dass die Ar-
beit in Potsdam eine spannende Aufgabe 
sei, weil hier in den nächsten Jahren so 
viele städtebauliche Entscheidungen wie 
in keiner anderen Stadt in Deutschland zu 
fällen sind. Was mit dieser nebulösen Äu-
ßerung gemeint ist, ist inzwischen klar und 
lässt sich in einem Wort zusammenfassen: 
Leitbautenkonzept! Damit soll das Prinzip 
Stadtschloss auf weitere längst aus dem 
Stadtbild verschwundene Bauten übertra-
gen werden.

Ein Vorspiel des Gezerres konnte man bei 
der Gestaltung der Bibliothek erleben, bei 
der Klipp beleidigt beigab. Damit dies nicht 
wieder passiert, soll es in Zukunft einen 
„Gestaltungsrat“ geben. Anhand dieses 
Gremiums lässt sich das Partizipations-
Verständnis des neuen Baubeigeordneten 
gut nachvollziehen. Es geht hier um Eliten 
wie Professoren und andere Experten, die 
an Leitbauten und ähnlichen Konzepten fei-
len sollen. Dafür gibt man gerne 80.000 
Euro aus, damit Reisekosten, Hotelüber-
nachtung und angemessene Honorare ge-

Klipp treibt soziale Ausgrenzung voran –
Die Andere engagiert sich für eine solidarische 
Stadt
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deckt sind. Sicherlich wird hier auch mal 
das Wort „Bürger-Partizipation“ fallen, al-
lerdings erst dann, wenn die grundlegenden 
Entscheidungen getroffen sind. Den Bür-
gerinnen und Bürgern wird dann nur noch 
übrig bleiben, die Farbe der Türklinken zu 
bestimmen. Die Andere konnte bei der Zu-
sammensetzung des Gestaltungsrates 
zwar eine Schadensbegrenzung erreichen: 
Aufgrund unserer jahrelangen Kritik an den 
klientelistischen Strukturen des Beirates 
„Potsdamer Mitte“ hat man es nicht ge-
wagt, Honorarempfänger der Stadt und in 
Potsdam tätige Architekten in das neue 
Gremium zu berufen, was jedoch nichts an 
seiner elitären Ausrichtung ändert. Was 
das Leitbautenkonzept angeht, so wurde 
bereits ein erster Workshop durchgeführt. 
Bezeichnenderweise hinter verschlossenen 
Türen. Man hat die um die historische Mit-
te bemühten Bürgerinitiativen eingeladen, 
aber streng darauf geachtet, dass unsere 
Wählergruppe nicht zwei anstelle von einem 
Vertreter/einer Vertreterin entsendet.

Diese Prioritätensetzung macht deutlich: 
Eine Lösung des Wohnungsbauproblems und 
vor allem eine sozial gerechte Sicherung der 
Mieten wird es mit Matthias Klipp nicht ge-
ben. Seine einseitige Ausrichtung trägt so-
gar dazu bei, dass die soziale Schere weiter 
auseinander geht und Geringverdiener sowie 
Hartz IV-Empfänger aus den Vierteln mit Alt-
baubestand verdrängt werden. Diese Orte 
sind der grünen Wählerklientel vorenthalten: 
Bildungsbürgertum in guten Positionen, das 
sich die beständig steigenden Mieten leisten 
kann. In diesem Sinne wird auch eine Förde-
rung des Einfamilienhausbaus betrieben. Es 
geht darum, die Stadt der Mittelschicht an-
genehm zu machen. Für diese öko-sensible 
Klientel soll der Autoverkehr zurückgedrängt 

werden. Manche mögen jetzt entgegen hal-
ten, dass in der Zeitung doch ständig vom 
Bau neuen Wohnraums zu lesen ist. Ange-
sichts des Bedarfs von jährlich 1.000 neuen 
Wohnungen, die in den nächsten zehn Jah-
ren zur Minderung des Wohnproblems nötig 
wären, sind diese Neubauten nur ein Stroh-
feuer. Ist dies erst einmal abgebrannt, wird 
deutlich werden, dass es kein Konzept für 
eine nachhaltige Wohnungswirtschaft gibt. 
Das im letzten Jahr feierlich verkündete so 
genannte Wohnungsbaukonzept der Stadt 
stellt lediglich den Bedarf fest. Wie jedoch 
die benötigten Wohnungen entstehen sollen, 
ist bis heute ungeklärt. Auch bei dem Presti-
geprojekt „Gartenstadt Drewitz“ wurde den 
Bewohnern/Bewohnerinnen des Stadtteils 
bisher noch nicht verraten, dass nach der 
Sanierung die Mieten steigen. Die Umge-
staltung zur Gartenstadt wird somit zur so-
zialräumlichen Verdrängung (Gentrifizierung) 
beitragen.

Nach der Sanierung der Innenstadt wäre 
es eigentlich an der Zeit gewesen, sich den 
sozialen Problemen der Stadt zu widmen. 
Matthias Klipp setzt hingegen weiterhin auf 
die heimliche Hauptstadt. Ähnlich wie der 
Pariser Nobelvorort Versaille soll Potsdam 
ein Ort sein, der vor allem auf den Zuzug 
von Reichen und Besserverdienenden setzt. 
Potsdam hingegen braucht eine solidarische 
Stadt, in der Ökologie nicht gegen Armuts-
bekämpfung ausgespielt wird. Bei der bis-
herigen Politik der Rempeleien besteht die 
Gefahr, dass der Baubeigeordnete früher 
oder später am Beton der eingefahrenen 
Strukturen scheitern wird. Klüger wäre es 
gewesen, das herrschende Regime durch 
eine mobilisierte Bürgerschaft zu sprengen. 
Matthias Klipp hat versäumt, Partizipations-
strukturen zu schaffen, die für eine wirkliche 
Stärkung der Bürgerschaft (Empowerment) 
stehen. Eine alternative Stadtentwicklungs-
politik würde Mechanismen zur Umkehrung 
von Ausgrenzung etablieren. Hierzu ist eine 
Partizipationspolitik erforderlich, die Kanäle 
öffnet und nicht verschließt. Unsere Wähler-
gruppe Die Andere hat für eine solche Politik 
ein Konzept entwickelt. Wir wollen die zur 
Verfügung stehenden Gelder anhand sozialer 

Eine Lösun des Wohnungs- 

bauproblems  und vor allem 

eine sozial gerechte Sicher- 

ung der Mieten wird es 

mit Matthias Klipp nicht 

geben. 
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Quartierfonds im Bürgerhaushalt –
Ein Vorschlag von Die Andere

Eine Abwägung der Vor-

schläge gegeneinander gibt 

es bei diesem Vorgehen 

nicht. 

Immer wieder wenden sich Initiativen vom 
Bürgerhaushalt ab, weil ihre Vorschlä-
ge nicht umgesetzt werden. Zumindest 
ist dies die Sicht vieler Betroffener. Von 
Seiten der Verwaltung liest sich der Bür-
gerhaushalt als eine Erfolgsgeschichte. 
Dieser Widerspruch lässt sich mit der 
Praxis des Bürgerhaushalts erklären. 
Das Problem besteht darin, dass die 
Haushaltsgelder bereits vor dem Bür-
gerhaushalt von der Politik verplant sind. 
Wenn die aus der Votierung der Bürger/-
innen hervorgegangene Top-20-Liste ein-
gereicht wird, ist einfach kein Geld mehr 
da. Dieses Dilemma wird zum größten Teil 
dadurch gelöst, dass bereits vorhandene 
Haushaltstitel den Bürgerhaushaltsvor-
schlägen zugeordnet werden. Auf diese 
Weise kommt man zu vorzeigbaren Er-
gebnissen, in der Praxis ändert sich je-
doch wenig. Im Gegenteil, eine Initiative, 
die ein bestimmtes Projekt voranbringen 
möchte, ist außerhalb des Bürgerhaus-
halts viel erfolgreicher, indem sie den di-
rekten Kontakt mit dem Bürgermeister 
und einzelnen Politikern/Politikerinnen 
(der Regierungskoalition) sucht. 

Stattdessen muss die Stadtverordne-
tenversammlung bei jeder Sitzung über 
kleinteilige Projekte entscheiden, über die 
jedoch der/die einzelne Stadtverordne-
te meist wenig weiß. Warum sollen sich 
z.B. Stadtverordnete mit dem Aufstellen 
von Fahrradständern beschäftigen, wenn 
es im Kommunalparlament um die Klärung 
grundlegender Fragen gehen sollte? Die 
Andere will aus diesem Grunde die Stadt-
verordneten entlasten und die Bürger/-
innen stärken. Basierend auf unserem 
Antrag sollen 5 Mio. Euro (ca. 1 Prozent 
des Haushaltes) durch die Bürger/-innen 
direkt entschieden werden. Der Bürger-
haushalt soll also einen festen Betrag 
bekommen, der auf die verschiedenen 
Stadtteile aufgeteilt wird. Im Sinne einer 
solidarischen Stadt sollen davon vor allem 
ärmere Bewohnergruppen und benachtei-
ligte Quartiere profitieren sowie ökolo-
gische Kriterien berücksichtigt werden. 
Zukünftig sollen Bürgerinitiativen und Ver-
eine gegenseitig voneinander wissen, wie 
die Gelder verteilt werden. Natürlich soll 
die Diskussion über die großen Fragen der 
Politik und der Stadtplanung nicht ausge-
schlossen werden. Hierfür würden sich 
Workshops und andere Diskussionsver-
fahren anbieten, die in ihrer jetzigen Form 
jedoch weiter entwickelt werden müssten.

Carsten Herzberg

und ökologischer Kriterien auf die Quartiere 
der Stadt verteilen. Die Gelder sollen vor 
Ort von den Bürgern in Quartiersfonds ver-
waltet werden. Es geht darum, dass nicht 
eine Elite ein Leitbild entwirft, sondern da-
rum, dass eine Vision für die Stadt schritt-
weise von unten nach oben erarbeitet wird. 
Dass hierbei Experten unterstützend wirken 
können steht außer Frage, maßgeblich ist 
jedoch, wer die Rahmenlinien vorgibt: Eine 

Elite oder die Bürgerschaft. Die Quartiers-
fonds sind natürlich nur ein Anfang, bis zu 
sozialverträglichen Mieten ist es noch weit. 
Sie stehen jedoch für den Einstieg in eine 
Stadtentwicklungspolitik, die bei den Bürge-
rinnen und Bürgern ansetzt.

Carsten Herzberg



9

So kostet beispielsweise laut Bodenricht-
wert von 2006 ein Quadratmeter Land im 
Weltkulturerbe Park Babelsberg in Rich-
tung Havel 190 Euro. Offensichtlich gelten 
diese Richtwerte aber nur, wenn es dem 
Verkäufer genehm ist.

Brisanterweise handelte es sich in einem 
Fall beim Verkäufer um das Land Bran-
denburg. 15.000 m² Universitätsgelände 
im Park Babelsberg sollten verkauft wer-
den. Bis dato gehörte das Gelände mit 
zur Sternwarte an der Rosa-Luxemburg-
Straße. In den vier historischen Gebäuden 
wohnten bis dahin Mitarbeitende der Uni-
versität. In einer Ausschreibung wurden 
die 1,5 ha Land inklusive Bebauung vom 
Land angeboten, scheinbar um Haushalts-
löcher zu füllen. Nun mag man von der Ver-
äußerung landeseigener Immobilien halten 
was man will, in jedem Falle sollte sie im In-
teresse der Steuerzahler einen adäquaten 
Preis erzielen, denn schließlich ist dieses 
Landeseigentum auch Eigentum der Bürge-
rinnen und Bürger. Im Falle dieses Verkaufs 
erzielte der Brandenburgische Landesbe-
trieb für Liegenschaften und Bauen (BLB) 
für 15.000 m² Weltkulturerbe mit histo-
rischen Gebäuden sagenhafte 290.000 
Euro. Laut Bodenrichtwert hätten es 2,85 
Mio. Euro sein müssen, die historische 
Bausubstanz mal außen vor gelassen. Der 
Käufer dieses Schnäppchens war die Firma 
SAX–Consult, bekannt durch Luxussanie-
rungen in den ostdeutschen Bundesländern 
und engen Geschäftskontakte zum TV–Mo-
derator, Bauinvestor und Fortunaportal-
spender Günter Jauch. 

Laut Aussagen eines ehemaligen Mieters 
einer der Wohnungen auf dem betroffenen 
Grundstück wurden die Mieter durch das 
Land Brandenburg weder über den Ver-
kauf informiert, noch auf ihr Vorkaufsrecht 
aufmerksam gemacht. Nach dem Verkauf 
machte sich SAX daran, die Mieter mittels 
Mieterhöhungen, Drohungen und Klagen 
aus den langjährig bestehenden Mietver-
hältnissen zu vertreiben, fast immer mit 
Erfolg. Ein knappes Jahr nach dem Kauf 
durch SAX standen drei der Wohnhäuser 
erneut zum Verkauf, diesmal pro Gebäude 
für 650.000 bis 1,8 Mio Euro pro Gebäude, 
insgesamt für 4 Millionen. Eine tatsächlich 
beachtliche Summe, die auch dem Land 
Brandenburg sicher nicht geschadet hätte.
Ein lukratives Geschäft also – für die Firma.  

Waren die 290.000 Euro so dringend be-
nötigt, dass 1,5 ha Weltkulturerbe für 10  
Prozent des Bodenrichtwertes verkauft 
werden mussten?  Sollte das Land die Mög-
lichkeit, mehr Einnahmen aus dem Verkauf 
einiger Villen zu erwirtschaften, die „zum 
Feinsten zählen, was Potsdam zu bieten 
hat“ und noch dazu „idyllisch eingebettet in 
das Areal der frisch sanierten Königlichen 
Sternwarte“ sind  (O-Ton SAX  in ihren Ver-
kaufsanzeigen der historischen Villen) tat-
sächlich übersehen haben? Ein Schelm, wer 
Böses dabei denkt.

Im Kaufvertrag zwischen BLB und SAX 
wurde bereits das Ziel der Luxussanierung 
(obwohl der bauliche Zustand der Wohn-
häuser laut Gutachtern durchaus solide 
war) und der weitere Verkauf der Gebäude 
zu einem Verkaufspreis von 2650 Euro pro 
m² Wohnfläche vereinbart.

Zwar war das brandenburgische Finanzmi-
nisterium unter Herrn Speer (SPD) für den 
Verkauf damals verantwortlich, wir fragten 
jedoch beim jetzigen Minister, Herrn Mar-
kov (Die Linke) an, was es mit dem Verkauf 

Weltkulturerbe für 19 Euro

Baugrund ist rar in Pots-

dam. Das ist hinlänglich 

bekannt. Dementspre-

chend steigen neben den 

Immobilienpreisen auch 

die Preise für Grund und 

Boden in der Landes-

hauptstadt.

Und das Land Brandenburg?
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auf sich hätte. Drei Monate später wurde 
uns geantwortet, dass der Bodenrichtwert 
und die Lage im UNESCO-Weltkultuerbe 
nicht wertsteigernd seien. Soweit mag 
man vielleicht mitgehen, aber ist die Lage 
im Weltkulturerbe gleich um 90  Prozent 
wertmindernd? Die Auflagenerfüllung der 
Denkmalpflege seien eher wertmindern, 
heißt es im Schreiben weiter. Aha, also vier 
teilsanierte geschichtsträchtige Villen, mit 
die „Feinsten, die Potsdam zu bieten hat“, 
dazu die infrastrukturelle Erschließung und 
die Gewährung des Wegerechtes durch 
das Universitätsgelände rechtfertigen eine 
Reduktion des Kaufpreises in einer von 
Potsdams besten Lagen um 90  Prozent 
des normalen Preises seitens des Landes 
Brandenburg. Für das Finanzministerium 
sei „angesichts der schwierigen Rahmen-

bedingungen [...] mit dem Verkauf ein mehr 
als vertretbares Ergebnis erzielt worden“.

Ein Skandal eigentlich, der erstaunlicher-
weise von der bürgerlichen Presse mit 
Desinteresse aufgenommen worden ist. 
Obwohl wir alle uns zugegangenen Infor-
mationen weiterleiteten und es sogar Ge-
spräche mit Pressevertretern gab, war 
die Resonanz gleich Null. Gibt es da mög-
licherweise von bestimmten Stellen ein 
Interesse, dass Details solcherlei Verkauf-
spraktiken nicht unbedingt an die Öffent-
lichkeit gelangen? Die lapidare und überaus 
nichtssagende Antwort des Finanzministe-
riums schafft es zumindest nicht, diesen 
Verdacht auszuräumen.

Christian Kube, Stadtverordneter 

Kennen Sie die Langen Kerls? Die Langen 
Kerls waren das einzige Hobby des preu-
ßischen König Friedrich Wilhelm I., Vater 
Friedrichs des Großen. Friedrich Wilhelm, 
auch Soldatenkönig genannt, hatte eine 
Vorliebe für große Soldaten. Die Grena-
diere für sein Riesenregiment ließ er mit 
allen damals üblichen Methoden in Europa 
„werben“. Wie viel das Regiment den als 
geradezu krankhaft sparsam bekannten 
König gekostet hat, ist nicht überliefert, 
soll er doch alle Unterlagen vor seinem 
Tode selbst vernichtet haben. Im Jahr 
1990 gründete sich in Potsdam der Verein 
Potsdamer Riesengarde Lange Kerls e.V. 
Vor dem Sommer feierte der Verein sei-
nen 20. Geburtstag. Nicht zu übersehen 
dabei war, dass einige Ereignisse des Jah-
res 1998 der Truppe noch immer schwer 
im Magen liegen. Dabei begann das Ganze 
schon etwas früher:
 
1993: die Stadt Potsdam feiert ihren 
1.000 Geburtstag. Mit dabei war die gera-
de drei Jahre zuvor neu gegründete Truppe 

der Langen Kerls. Der Landungsversuch 
der „illegalen, denn von Friedrich dem Groß-
en schließlich aufgelösten Milizentruppe“ 
im Babelsberger Park wird von einer UNO- 
Blauhelmtruppe verhindert. Die Langen 
Kerls lassen sich entwaffnen und können 
erst dann von Bord ihres historisch nicht 
ganz passenden Dampfschiffes gehen.
 
1998: die Stadt Potsdam startet einen 
von vielen Versuchen (zuvor und danach), 
sich professionell zu vermarkten. Eigens 
dazu gegründet: die Potsdam Touristik und 
Marketing GmbH. Die PTM wollte die At-
traktivität der Stadt für Touristen stärken, 
die Identifikation und den Stolz der Einwoh-
ner mit Potsdam erhöhen, sowie den Zuzug 
aktivieren. Bezüglich der Erhöhung der At-
traktivität der Stadt für Touristen war das 
Hauptziel, die Verweildauer von Touristen 
in der Stadt zu erhöhen. Potsdam war 
damals wie heute für die meisten Berlin-
Besucherinnen ein Tagesausflugsziel. Eine 
der ersten Maßnahmen, mit denen die PTM 
ihre Ziele zu erreichen suchte, war ein re-

Attraktivität – Indentifikation – Zuzug 
Als die Potsdamer Riesengarde Potsdam schöner 
machen sollte
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gelmäßiges Schauexzerzieren der Langen 
Kerls in der Potsdamer Innenstadt. Zum 
ersten Auftritt der Potsdamer Riesen ver-
schickte die PTM launige Einladungen: „Der 
beigefügte Verzehrbon soll Sie freundlich 
stimmen, sich mit einem guten Rex in eine 
„riesige“ Zeit versetzen zu lassen“.

Riesig sollte es auch weitergehen. Für 
Pfingsten des darauf folgenden Jahres 
plante man, an die militärische Tradition 
der Potsdamer Frühjahrsrevuen anzuknüp-
fen und in Potsdam militärhistorische Ver-
eine aus ganz Deutschland aufmarschieren 
zu lassen. Und das in einer Stadt, die sich 
1990 selbst verpflichtet hatte, aus seiner 
kleingeistigen Tradition als Garnisonstadt 
herauszutreten.Forderungen an die PTM, 
das Versprechen eines lebendigen Ge-
schichtsunterrichtes wahr zu machen und 
die Auftritte der Langen Kerls durch Infor-
mationsangebote zu den tatsächlichen Le-
bensumständen der nicht immer freiwillig 
Soldat gewordenen Männer zu bereichern, 
verhallten ungehört. Den ersten Auftritt 
der Langen Kerls begleiteten Mitglieder 
der Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangs-
dienste und Militär Potsdam mit kleinen 
Handzetteln, die sie an die Besucher der 
Veranstaltung verteilten. Was sie von vie-
len der Besucher zu hören bekamen, ist 
hier nicht druckreif und lässt damals wie 
heute daran zweifeln, dass diese Menschen 
mit diesen besonderen Interessen den Bo-
den des Grundgesetzes jemals unter ihren 
Füßen spürten.

So sammelten sich vor Beginn der zweiten 
Schießübung im entmilitarisierten Pots-
dam die Darsteller einer anderen Epoche 
der Vergangenheit. Eine revolutionäre 
Menschenmenge verhinderte unter der 
schwarz-rot-goldenen Fahne von 1848, 
bewaffnet mit dem Ruf „Nieder mit der 
Monarchie“ und Steinen aus Schaumstoff 
die erneute Besetzung des öffentlichen 
Raumes in Potsdam. Da auch – ganz der 
Historie und weniger den Absprachen ent-
sprechend – Eier flogen, fürchteten nun die 
Langen Kerls um ihr Leben, welches offen-
bar an der Unversehrtheit ihrer Uniformen 

hängt.

Nun begann das Wechselspiel von phan-
tasievollen Aktionen der Gegner des wö-
chentlichen Aufzugs und phantasielosen 
Reaktionen der Akteure bei PTM und der 
Potsdamer Riesengarde e. V., welches am 
Ende dazu führte, dass die Wachtparaden 
der Langen Kerls 1998 bereits vorfristig 
beendet wurden. So wurde es den Pro-
testierenden auf Initiative der PTM durch 
eine einstweilige Verfügung des noch einem 
barocken Demokratieverständnis folgenden 
Amtsgerichtes Potsdam untersagt, vor 
Ort ihre Meinung zu sagen. Daraufhin wur-
de der Auftritt zu einer einzigen Jubelshow 
mit Plüschtier- und Reizwäschewürfen. 
Ebenso gab es den Versuch, den Anspruch 
eines lebendigen Museums durch die Auf-
tritte weiterer uniformierter Formationen 
aus der Stadtgeschichte zu erfüllen, so 
dass sich die Langen Kerls den Marsch-
platz mit einem Trupp in FDJ- und GST-
Kluft mit einem Schild „Lebendiges Muse-
um, Teil 2“ teilen musste.
1999: die Potsdamer Riesengarde e.V. 
erklärt, wegen der mangelnden Unterstüt-
zung durch die Stadt Potsdam auf öffent-
liche Auftritte zu verzichten. Nach einem 
Gespräch mit Oberbürgermeister Matthi-
as Platzeck sollte es dann doch noch vier 
Auftritte in Potsdam geben. Doch durch 
die faktische Auflösung der, nicht nur 
bei der Erhöhung der Verweildauer von 
Potsdam-Touristen erfolglos agierenden, 
Potsdam Touristik und Marketing GmbH, 
zerschlugen sich alle Träume von der Fort-
setzung der „riesigen“ Zeit. Die Langen 
Kerls traten nun vor allem bei Geschäfts-
eröffnungen, Betriebsfeiern und vor allem 
weit außerhalb Potsdams auf. Seit Eröff-
nung des Krongutes verfolgen sie dort 
sehr engagiert das Projekt Erhöhung der 
Verweildauer von Potsdam-Touristen.
2010: der Stadt Potsdam geht es gut. Der 
Zuzug ist so aktiv, dass ihr die Wohnungen 
ausgehen. Die Touristen bleiben etwas län-
ger, die Potsdamer Bürgerinnen und Bür-
ger leben gern in ihrer Stadt.

Jan Wendt
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Längst ist es zu einem Ritual geworden, 
zu Beginn jeder Legislaturperiode in der 
Stadtverordnetenversammlung eine Über-
prüfung der Stadtverordneten auf Tätig-
keit für den ehemaligen Geheimdienst der 
ebenfalls ehemaligen DDR zu beschließen. 
Das bürgerliche Lager rückt dann eng zu-
sammen und versichert sich gegenseitig 
darin, dass das Ausschnüffeln der Bevöl-
kerung eine üble Sache war und dass die 
DDR der fleischgewordene Unrechtsstaat 
war. Sie fordern mit pathetischen Worten 
ein, dass das Wahlvolk einen Anspruch 
darauf hat, zu wissen, wer vor mindes-
tens 20 Jahren das Vertrauen der Mit-
menschen missbraucht hat.

Allerdings entlarvt sich das Anliegen selbst 
als billiger Populismus, wenn der Maßstab, 
den die bürgerlichen Parteien anlegen, nur 
für den Staatssicherheitsdienst der DDR 
gilt, aber nicht für die zahlreichen Geheim-
dienste, die heute existieren.

So wurde uns reflexartig vorgeworfen, 
die heutigen Geheimdienste mit der Sta-
si gleichzusetzen. Einige verstiegen sich 
sogar zu der Behauptung, Geheimdienste 
seien in der Bundesrepublik durch die Par-
lamente demokratisch kontrolliert.

Nach dem bisherigen Procedere wird bei 
der Stasiunterlagenbehörde Auskunft zu 
den einzelnen Stadtverordneten erbeten. 
Liegt eine IM-Akte vor, wird diese in einem 

Sonderausschuss der Stadtverordneten-
versammlung diskutiert und im Einzelfall 
eine Empfehlung ausgesprochen, ob eine 
Mandatsniederlegung erfolgen soll. Die 
Betroffenen erhalten eine Bedenkzeit, ob 
sie dieser Empfehlung folgen. Wenn sie 
dies ablehnen, wird die Empfehlung veröf-
fentlicht. Es soll also im Einzelfall durch-
aus differenziert werden. Warum das 
aber nur für die Stasifälle gelten soll, ist 
schlichtweg nicht einleuchtend. 

Auch Mitarbeiterinnen von Verfassungs-
schutzbehörden sprechen 16-Jährige an 
und versuchen sie dazu zu bewegen, das 
Vertrauen von Freunden zu missbrauchen 
und hinter deren Rücken Informationen an 
den VS weiterzugeben. Seit Jahren ist 
Deutschland Weltmeister im Abhören von 
Telefonen. Warum sollen solche Methoden 
und Verhaltensweisen völlig der kritischen 
Nachfrage entzogen sein? Warum soll jede 
Wählerin einen moralischen Anspruch da-
rauf haben zu wissen, wer jemanden vor 
mehreren Jahrzehnten bespitzelt hat, 
während sie das nichts angehen soll, wenn 
jemand heute das Gleiche tut? Warum 
dürfen mündige Menschen nicht selbst 
entscheiden, welche Informationen für ihr 
Kreuz am Wahltag wichtig sind? 

Unabhängig davon, wie man ehemalige und 
aktuelle Geheimdienste bewertet, gibt es 
sogar einige gute Gründe, gerade eine 
heutige geheimdienstliche Tätigkeit be-
sonders problematisch zu finden.

Stadtverordnete und Abgeordnete sind 
darauf angewiesen, dass sich Bürger an 
sie wenden und über Probleme und Miss-
stände unterrichten. Diese Bürgerinnen 
müssen sich darauf verlassen können, 
dass ihre Informationen auf Wunsch ver-
traulich behandelt werden. Nicht umsonst 
ist das Abgeordnetengeheimnis sogar im 
Strafprozess geschützt und begründet 
ein Auskunftsverweigerungsrecht. Dieses 

Das Stasiritual

Die Andere hat das Stasi-

ritual in den letzten Jah-

ren regelmäßig aufgenom-

men und beantragt, dass 

eine Überprüfung auch 

auf die Tätigkeit für ande-

re Geheimdienste erfolgen 

soll. Das hat bemerkens-

werte Reaktionen ausge-

löst. 
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geschützte Vertrauensverhältnis wird na-
türlich völlig unterlaufen, wenn die Man-
datsträgerin, der man sich anvertraut, 
selbst für die Polizei oder die Verfassungs-
schutzbehörde tätig ist. 

Ein weiteres Problem ist die Transparenz 
städtischer Entscheidungen. Die Stadt 
Potsdam ist Mitglied im Anti-Korruptions-
Verein Transparency International (TID). 
Die Stadtverordneten und der Oberbür-
germeister legen auf der Homepage der 
Stadt öffentlich dar, in welchen Vorstän-
den, Aufsichtsräten und vergleichbaren 
Gremien sie mitwirken und womit sie ihr 
Geld verdienen. Damit sollen Interessen-
konflikte und Abhängigkeitsverhältnisse 
nachvollziehbar werden. Natürlich wäre 
es naheliegend, eine geheimdienstliche Tä-
tigkeit offen zu legen. Denn natürlich ist 
es wichtig, ob ein Stadtverordneter, der 
eine Akteneinsicht zu einem alternativen 
Wohnprojekt nimmt, ein Interesse daran 
hat, diese Unterlagen an den VS weiter-
zuleiten. 

Diese sachlichen Erwägungen interessie-
ren jedoch in Potsdam niemanden. 

Nachdem die Mehrheit in nichtöffentlichen 
Kungelrunden gesichert ist, entziehen 
sich die bürgerlichen Gralshüter der De-
mokratie konsequent der öffentlichen Dis-
kussion. So wurde der Antrag der Gruppe 

Die Andere abgelehnt, die Überprüfung 
auf alle Geheimdienste auszudehnen. De-
monstrativ verließen Oberbürgermeister 
Jakobs und viele Vertreterinnen der Rat-
hauskoalition den Sitzungssaal, als die 
Stadtverordnete Julia Laabs unseren 
Ergänzungsantrag begründete. Offenbar 
greift der bürgerliche Block in den ver-
gangenen Monaten immer wieder auf das 
Mittel der Emotionalisierung zurück, um 
die argumentative Auseinandersetzung zu 
vermeiden. 

Die grüne Stadtverordnete Saskia Hüne-
ke hielt unser Anliegen als gesonderten 
Antrag für diskutierenswert, aber als Er-
gänzung zur Stasi-Überprüfung für unzu-
mutbar.

Als wir Frau Hüneke beim Wort nahmen 
und den Antrag auf allgemeine Geheim-
dienstüberprüfung noch einmal gesondert 
einbrachten, war das Interesse an einer 
Diskussion dann aber sehr begrenzt. Nach 
der Einbringung des Antrags durch Julia 
Laabs wurde der Antrag ohne Wortmel-
dungen mit großer Mehrheit abgelehnt. 
Danach wurde heftig applaudiert. 

Lutz Boede

In Potsdam herrscht seit Jahren zuneh-
mender Wohnungsmangel. Allerdings sieht 
sich das städtische Wohnungsbauunter-
nehmen dadurch keineswegs veranlasst, 
seinen Wohnungsbestand auch vollstän-
dig zu vermieten. So stehen allein in den 
Altbauten zwischen Bürgel- und Behring-
straße am Goetheplatz 17 Wohnungen 
überwiegend seit Jahren leer. Auf Nach-
frage von Interessierten teilte die Pro 

Potsdam mit, dass die Wohnungen bis zur 
Sanierung nicht mehr vermietet werden 
und die Gebäude möglichst leergezogen 
werden sollen. Offenbar setzen nicht nur 
private Miethaie, sondern auch die Stadt 
Potsdam und ihre Wohnungsgesellschaft 
darauf, dass die Wohnungen ohne lästige 
Bestandsmieterinnen nach der Moderni-
sierung und Sanierung teurer zu vermie-
ten sind.

Wohnungsleerstand am Goetheplatz
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Die Zunahme verdeckter Obdachlosigkeit 
von unter 25-jährigen Heranwachsenden 
in der Landeshauptstadt Potsdam ist ein 
vor allem strukturelles, sich aus der spe-
zifischen Gesetzeslage des SGB II erge-
bendes Problem. Seine Lösung bedürfte 
auch einer grundlegenden Neukonzepti-
on der Wohnungspolitik für einkommens-
schwächere Bevölkerungsgruppen.

Zunächst ein typisches Beispiel: Ein 
23-jähriger Heranwachsender sucht eine 
soziale Beratungsstelle auf und vertraut 
der SozialarbeiterIn an, dass er bei sei-
nen Eltern nicht mehr leben könne. Seit 
er die Lehre abgebrochen habe, gebe es 
nur noch Streit. Die BeraterIn erklärt, 
dass ein Auszug aus der elterlichen 
Wohnung als ALG II-Empfänger genehmi-
gungspflichtig ist. Er müsse die Gründe 
beim Fallmanagement  der PAGA angeben 
– schwerwiegende soziale Gründe etwa 
seien berücksichtigungsfähig. Der junge 
Mann möchte aber nicht, dass Angestell-
te einer anonymen Verwaltung Einblicke 
in das Leben seiner Familie bekommen. 
Und so schlimm sei es ja nicht; subjek-
tiv für ihn und seine Eltern aber schlimm 
genug.
 
So oder so ähnlich verlaufende Situationen 
sind in der beratungspädagogischen Pra-
xis Alltag. Die meisten jungen Menschen 
verweigern die amtliche Stellungnahme 
aus der nicht unberechtigten Befürch-
tung heraus, die geschilderte Problemla-
ge würde zum öffentlichen Familienstig-
ma. Dabei sind Probleme zwischen jungen 
Erwachsenen und ihren Eltern in deren 
Haushalt etwas ganz Normales.

Mündig ohne wirtschaftliche Grundlage 
zu sein ist ein modernes Phänomen un-
serer Zeit und kennzeichnet die Phase 
der so genannten Post-Adoleszenz. Nach 
dem mehr oder weniger erfolgreichen 
Schulabschluss stellt sich nun die Fra-

ge: Was tun? Abbrüche einer Ausbildung, 
Zeiten der Arbeitslosigkeit u.ä. gehören 
mittlerweile zu typischen Biographiebrü-
chen junger Menschen und verdeutlichen 
mehr als in Zeiten staatlich verordneter 
Normalbiographien deren unablässiges 
Suchen nach dem für sie „richtigen“ 
Weg. Aber egal was nun ansteht: Ar-
beitslosigkeit, Ausbildung oder Studium 
– der junge Mensch ist laut Gesetz (SGB 
II) bis zum 25. Lebensjahr Teil der elter-
lichen Bedarfsgemeinschaft. Sein vorzei-
tiger Wunsch nach Emanzipation durch 
den Bezug einer eigenen Wohnung schei-
tert, sofern nicht die Eltern in der Lage 
sind, sie zu finanzieren. Es bleibt somit 
nur die Öffentlichmachung eines an sich 
natürlichen Konfliktes zur Konstruktion 
eines unterträglichen Beziehungsdra-
mas, welches den Eltern das amtliche 
Gütesiegel verleiht, erzieherisch etwas 
falsch gemacht zu haben und den Heran-
wachsenden zum Denunzianten abstem-
pelt (was den Konflikt oft tatsächlich zum 
Beziehungsdrama werden lässt).
Vielfach ergibt sich hieraus eine eigenwil-
lige Dynamik – der Heranwachsende ver-
bringt die Nächte zunehmend bei Freun-
den. 

Oftmals noch bei den Eltern gemeldet, 
ist er in Wirklichkeit längst verdeckt ob-
dachlos. Drogenkonsum, Schulden und 
dauerhafte Arbeitslosigkeit haben nicht 
selten ihre Ursache in dieser `nomaden-
haften` Lebensweise.

Der mit jeweils über 20 Prozent größ-
te Anteil der Altersgruppe der 18- bis 
27-jährigen Menschen (Wohnungsmarkt-
bericht LHP 2008) lebt zum 31.12.2008 
in den Sozialräumen 3 (Babelsberg, Zen-
trum Ost), 5 (Stern, Drewitz, Kirchsteig-

Das Problem der verdeckten Obdachlosigkeit 
junger Menschen in Potsdam

Das so genannte „Sofa-

Hopping“ wird nicht selten 

über Jahre zur Normalität.
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feld) und 6 (Schlaatz, Waldstadt I und II, 
Potsdam Süd). Ein nicht unerheblicher Teil 
von ihnen dürfte zumindest formal bei sei-
nen Eltern wohnen bzw. gemeldet sein (hier 
liegen seitens der LHP keine Statistiken 
vor).
 
Letztlich ist die beschriebene Situation für 
die LHP aber durchaus funktional: Würden 
die gesetzlichen Grundlagen dafür geschaf-
fen, dass junge Menschen ab Volljährigkeit 
einen bedingungslosen Anspruch auf kom-
munal geförderte und finanzierte Einraum-
wohnungen haben, könnte sie das wegen 
ihrer seit Jahren in Potsdam betriebenen 
Wohnungspolitik ohnehin nicht realisieren. 
Bereits jetzt gibt es ein Angebotsdefizit 
bei kleinen Wohnungen (Wohnungsmarktbe-
richt der LHP 2008) mit einer Nettokalt-
miete bis 4,60 Euro/m2. 

Auf der anderen Seite wäre die Vorstel-
lung, die Situation dadurch zu entschär-
fen, dass man die Kapazitäten der ohnehin 
vielfältigen Angebote zur Unterbringung 
und Versorgung wohnungsloser Menschen 
in Potsdam auf die beschriebene Ziel-
gruppe präventiv erweitert, der politisch 
falsche Weg. Es bedeutete nämlich, das 
Stigma auf eine Personengruppe festzu-
schreiben, die dieses Problem weder per-
sönlich herbeigeführt hat, noch objektiv in 
der Lage ist, es irgendwie zu verändern.
 
Festzuhalten bleibt, dass die Wohnungs-
politik der Verwaltung, die im Segment 
der kleinen preiswerten Wohnungen kein 
erkennbares Konzept vorgelegt hat (oder 
vorlegen will), an einer Änderung der der-
zeitigen Bestimmungen im SGB II nicht 
gelegen sein kann. Und so verbleiben jun-
ge Menschen im Dilemma einer strukturell 
erzeugten verdeckten Obdachlosigkeit.
 

Gregor Voehse

Einen direkten Zugriff durch Benennungs- und Belegungs- rechte kann die LHP derzeit (Sozialbericht LHP 2008/ 2009) nur noch für 1 Prozent der Wohnungen aus dem sogenannten sozialen Woh-nungsbau ausüben.
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Im Interview: Benjamin Bauer

Du bist seit Jahren für alternative Ju-
gendkultur engagiert. Was wünschen 
sich Jugendliche von dieser Stadt?

Die Jugendlichen wünschen sich vor allem 
mehr Mitbestimmung sowie Orte und 
Räume, an/in denen sie sich ausprobieren 
können. Öffentliche Räume werden zugun-
sten einer historisierten Oberflächlichkeit 
mit eingeschränkter Bewegungsfreiheit 
von jeglichem Leben befreit, um die Plätze 
für Touristinnen, finanzstarke Investoren 
oder eine fiktive Potsdamer Mittelschicht 
„interessant“ zu gestalten. Doch wo kein 
Leben ist, erschöpft sich das Auge schnell 
an allzu schicken Fassaden, die für junge 
Menschen keinerlei Identifikation zulassen. 
Junge Menschen wollen selbst gestalten 
und sich nicht vorschreiben lassen, wie sie 
zu leben haben.

Ist es nicht langweilig, als junger Mensch 
in Gremien, Workshops und Arbeitskrei-
sen zu sitzen, in denen der Altersdurch-
schnitt um das Rentenalter liegt?

Es ist sicherlich nicht immer spannend, 
doch kann es sehr aufschlussreich sein, 
mitzubekommen, mit welchen Vorstel-
lungen und Argumentationsstrategien in 
diesen Gremien gearbeitet wird. Gerade 
der erhöhte Altersdurchschnitt der Betei-
ligten macht es zudem nötig, sich dort mit 
einzubringen, da diese Gremien- und Aus-
schussmitglieder eben keine Ahnung davon 
haben, was junge Menschen bewegt und in 
welchen Lebensumständen wir uns befin-
den.

Woher soll jemand Ü-50 wissen wie es 
heutzutage ist, eine Ausbildung, eine Woh-
nung oder eine vernünftige Perspektive für 
das Leben zu finden, wenn die eigene Ju-
gend schon über 30 Jahre zurückliegt und 
das System sich so verändert hat? Dass 
die Bedingungen und Anforderungen, die an 
Jugendliche gestellt werden, mittlerweile 
ganz andere sind, ist leider noch nicht bei 

allen angekommen. Deshalb ist es nötig, in 
diesen Gremien und Ausschüssen darauf 
aufmerksam zu machen und für die Pro-
blemlagen zu sensibilisieren.

Obwohl es nach jahrelanger Diskussion 
Beschlüsse für den Erhalt des Archivs 
und die Umsetzung des Projektes Frei-
Land gibt, werden beide Projekte immer 
wieder von FDP und CDU angefeindet? 
Worin siehst du die Gründe dafür?

Ich denke, dass FDP und CDU noch immer 
nicht verstanden haben, dass es außer-
halb ihrer neoliberalen und konservativen 
Vorstellungen noch andere Lebensmodelle 
gibt, die sich nicht in Konsum und Uniformi-
tät erschöpfen. Lebensfreude, Solidarität, 
Respekt und Eigenverantwortung sind Din-
ge, die ein Mensch nicht kaufen kann.

Daher ist zu erwarten, dass diese Parteien 
auch weiterhin gegen diese Projekte pöbeln 
werden, obwohl diese sich im demokra-
tischen Entscheidungsprozess durchge-

Benjamin Bauer

Benjamin Bauer ist 27 Jahre, gebürtiger 
Potsdamer und bislang vor allem durch 
seine Tätigkeit in der Arbeitsgruppe Al-
ternative Jugendkultur Potsdam (AJKP) 
in Erscheinung getreten. Am 19.09.10 
steht er auf dem Wahlzettel für die 
Oberbürgermeisterwahl in Potsdam. 
Schon jetzt darf man sich auf die di-
rekte, sympathische, unaufgeregte und 
geradlinige Art freuen, mit der er die Be-
lange Jugendlicher und benachteiligter 
Gruppen in den Diskussionsrunden und 
an den Infoständen vertreten wird.
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setzt haben. Ihre einseitige und rationalis-
tische Klientelpolitik wird in Potsdam auch 
weiterhin keine großen Erfolge feiern. Sie 
wollen uns halt nicht verstehen.

Neben der Jugendkulturkrise ist in den 
letzten Jahren immer wieder der Mangel 
an billigen Wohnungen diskutiert worden. 
Wie wirkt sich der Wohnungsmangel für 
junge Leute aus? Wohnen sie länger zu 
Hause oder ziehen sie nach Berlin?

Wer die Möglichkeit hat, weiterhin bei sei-
nen Eltern zu wohnen, wird das wohl müs-
sen. Nach Berlin zu ziehen, ist auch nicht 
wirklich eine Alternative, wenn man sich 
z.B. für eine Ausbildung oder ein Studium 
in Potsdam entschieden hat. Bei ca. 1 Pro-
zent Leerstand in Potsdam und schon heu-
te mehr als 10.000 fehlenden Wohnungen 
kann nicht mehr von einem Wohnungsmarkt 
gesprochen werden. Es wird viel saniert, 
doch von städtischer Seite nicht mehr ge-
baut. Es werden stadteigene Grundstücke 
verkauft, die der Stadt anschließend ent-

sprechend nicht mehr zur Verfügung ste-
hen, so dass sie nicht mehr regulierend 
wirken kann. Die Mieten, Betriebs-und 
Nebenkosten sowie die Lebenserhaltungs-
kosten steigen ungehindert, was wiede-
rum dazu führt, dass sich Menschen das 
Leben in Potsdam nicht mehr leisten kön-
nen. Wenn z.B. nur ca. 20 Prozent der in 
Potsdam Studierenden auch hier wohnen, 
zeigt dies die prekäre Situation. Doch da-
von sind nicht nur Studentinnen und junge 
Menschen betroffen, dieses Problem zieht 
sich durch alle Bevölkerungsgruppen. Auch 
Rentner, junge Familien oder Alleinerzie-
hende haben große Schwierigkeiten, eine 
Wohnung zu finden, die ihrem Budget ent-
spricht.

Welche Ideen hast du zur Lösung dieses 
Problems?

Die Stadt sollte in allen Stadtteilen zu-
sätzliche Belegungsrechte für Wohnungen 
erwerben. Dadurch kann auch Einfluss auf 
eine soziale Durchmischung der Stadt-
teile genommen werden. Außerdem sollten 
Modernisierungen des städtischen Woh-
nungsbestandes sich nicht daran orientie-
ren, später den höchstmöglichen Mietpreis 
zu erzielen, sondern die Bedürfnisse der 
dort lebenden Menschen berücksichtigen 
und unnötige Mieterhöhungen vermeiden. 
Wenn die Stadt oder die Pro Potsdam bau-
en, finde ich es schon erstaunlich, dass die 
Mieten derart explodieren. Schließlich ko-
stet das Material und die Handwerkerstun-
de doch auch nicht mehr als in der Prignitz 
oder der Uckermark. Dennoch sind da die 
Mieten billiger. 

Überschüsse aus der Vermietung des Woh-
nungsbestandes müssen endlich vollstän-
dig zur Schaffung preiswerter Wohnungen 
eingesetzt werden. Sinnvoll wäre natürlich 
auch ein zusätzliches Bauprogramm für 
Sozialwohnungen und eine weitere größere 
Studierendensiedlung – vielleicht auch in 
einem neuen Ortsteil.
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Vor einigen Monaten nominierte dich die 
Wählergruppe Die Andere zum ersten Kan-
didaten für die Oberbürgermeisterwahl am 
19. September 2010. Wie ist das zustan-
degekommen?

Nachdem ich mich mit Patrick Hinz und den 
vielen anderen Engagierten der AJKP bereits 
seit 2 Jahren für die alternative Jugendkul-
tur in Potsdam einsetze und wir es geschafft 
haben, zwar unkonventionell, doch trotzdem 
nach demokratischen Grundregeln, auf die 
unterschiedlichen Interessen der jungen 
Menschen aufmerksam zu machen, kam die 
Andere auf uns zu und hat uns halt gefragt, 
ob wir uns vorstellen könnten, dieses Enga-
gement auch in einem größeren Rahmen zu 
präsentieren. Und da es ausgeschlossen ist, 
dass ein/e andere KandidatIn diese Interes-
sen entsprechen vermitteln bzw. von der 
eigenen Parteilinie abweichen wird, um wirk-
liche Veränderungen herbeizuführen, fiel die 
Kandidatur an mich, um eine ungebunde und 
unabhängige Person aufzustellen.

Hätte es auch eine andere politische Grup-
pierung sein können?

Andere politische Gruppierungen wären nie-
mals auf die Idee gekommen, einen Partei- 
oder Fraktionsfremden aufzustellen, wie sich 
ja deutlich in der Rathauskooperation gezeigt 
hat. Ich wäre allerdings auch nicht bereit ge-
wesen, mir vorschreiben zu lassen was ich 
zu sagen, zu denken oder zu repräsentieren 

habe. Das widerspricht meiner Vorstellung 
eines mündigen, eigenständigen und selbst-
bestimmten Bürgers. Also, nein es hätte 
keine Andere sein können.

Man trifft dich des öfteren beim Regale ein-
räumen in einem Supermarkt. Was hast du 
bislang beruflich gemacht und was hast du 
noch vor? Zumindest falls es mit dem OB-
Job nicht klappt?

Nachdem ich meine Ausbildung zum Einzel-
handelskaufmann abgeschlossen hatte und 
beim Grundwehrdienst festgestellt habe, 
dass ich nicht geeignet bin Befehle anzuneh-
men und bedingungslos auszuführen, habe 
ich meine 10. Klasse und anschließend mein 
Abitur am Potsdam Kolleg nachgeholt, um 
mich auf ein Studium vorzubereiten. Wäh-
rend des Abiturs wurde dann sehr schnell 
klar, dass ich mich in Zukunft um die Vermitt-
lung von Kunst, Kultur und gesellschaftliche 
Verantwortung bemühen wollte, weshalb ich 
nun den Studiengang Kulturarbeit an der 
Fachhochschule Potsdam anstrebe. Neben-
bei werde ich wohl auch weiterhin Regale ein-
räumen dürfen, um mir mein Leben in Pots-
dam leisten zu können.

Ich bin allerdings auch ehrenamtlich an ver-
schieden Projekten und Initiativen beteiligt, 
in denen ich versuche auf eine bessere Welt 
zuzusteuern. Und wenn sich die Potsdamer 
Innen doch für mich entscheiden, können wir 
in Potsdam damit anfangen.

Seit Jahren gibt es in dem Altbaubestand 
rund um das Havelbusdepot einen ganz offen-
sichtlichen Modernisierungsbedarf. Im Winter 
sind viele der Wohnungen durch exotische 
Ölheizungen, Badeofen und Küchenhexe kaum 
noch warm zu bekommen. Die oft noch ein-
fach verglasten Fenster sorgen für reichlich 
Luftzirkulation, unter den Dächern staut sich 
im Sommer die Hitze und die Waschmaschi-
nen stehen zumeist in einer Waschküche im 

Keller des Hauses. Eigentlich sollten Mieter/
innen also froh sein, dass die Pro Potsdam die 
Häuser nun modernisieren möchte. Allerdings 
haben Leute in Potsdam schon häufig die Er-
fahrung gemacht, dass es nichts Gutes ver-
heißt, wenn die Pro Potsdam sich nach Jahren 
mal für ihre Wohnungen interessiert. Schon 
vor 20 Jahren hieß es in Potsdam: „Gewo-
ba ist wie Bürgerkrieg – in jeder Familie ein 
Opfer.“. Wie unterschiedlich eine Moderni-

Pro Potsdam spekuliert mit Wohnraum
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sierung ablaufen kann, zeigt das Beispiel der 
Altbaubestände rund um das Havelbusdepot 
in Babelsberg.

2009 wurden zunächst die Gebäude der Pro 
Potsdam in der Voltastraße und Daimler-
straße in Angriff genommen. Beim geplanten 
Ausstattungsstandard und damit bei den 
Baumaßnahmen richtete sich das städtische 
Unternehmen durchaus nach den Bedürfnis-
sen der Mieter. Frühzeitig nahm die Pro Pots-
dam von ihrem ursprünglichen Plan Abschied, 
jeweils die mittlere Wohnung auf den einzel-
nen Etagen aufzulösen und die verbleibenden 
Wohnungen zu vergrößern. Natürlich sind die 
Wohnungen verhältnismäßig klein, aber die 
Nachfrage ist wegen der günstigen Mieten 
sehr groß. Ob es nun diesem Bedarf geschul-
det war oder der Rechtsanwalt der Mieter für 
die Kompromißbereitschaft sorgte – letztlich 
erfolgte die Modernisierung so wie die Miete-
rinnen sich das wünschten. Die Ausstattung 
ist einfach und die Miete blieb bezahlbar. Pro 
qm war eine Modernisierungsumlage von ca. 
3,20 Euro zu zahlen. Vom Land gab es dazu 
noch Fördermittel, die die Mietsteigerung auf 
unter 2 Euro pro qm drückten. 

Ganz anders verfährt die städtische Woh-
nungsgesellschaft nun aber im 2. Bauab-
schnitt. Obwohl in der Glasmeisterstraße und 
Rudolf-Breitscheid-Straße Häuser stehen, die 
hinsichtlich ihres Alters und Modernisierungs-
bedarfs den Gebäuden des 1. Bauabschnitts 
vergleichbar sind, erhielten die erstaunten 
Mieter Modernisierungsankündigungen, nach 
denen ihre Mieten mehr als 6 Euro pro qm 
steigen sollen. Obwohl auch der Bereich als 
Vorranggebiet Wohnen förderfähig ist, hat die 
Pro Potsdam keine Fördermittel beantragt.

Nachdem die Mieter bei Pro Potsdam und den 
bürgerlichen Fraktionen keine oder auswei-
chende Antworten erhalten hatten, beantrag-
te die Gruppe Die Andere eine Überprüfung 
der Modernisierungskosten. Bei der Diskus-
sion in Ausschüssen und Stadtverordneten-
versammlung wurden die Hintergründe des 
Mietenpokers am Havelbusdepot deutlich. Die 
Pro Potsdam hat schlichtweg gar kein Inte-
resse, die Wohnungen des 2. Bauabschnittes 

preisgünstig zu modernisieren, sondern ist 
bestrebt, diese Wohnungen möglichst völ-
lig freizuziehen, mit höherem Standard aus-
zustatten und auf dem Wohnungsmarkt zu 
Mietpreisen über 8 Euro pro qm zu vermieten. 
Aus diesem Grunde verzichtet sie eben auch 
auf mögliche Fördermittel, die an die Bedin-
gung geringer Mieten geknüpft sind. Bei der 
Umsetzung dieser Pläne stören insbesondere 
Bestandsmieter, die sich gegen ungewünsch-
te Modernisierungsmaßnahmen wehren, die 
nur sicherstellen sollen, dass die Wohnungen 
später teurer vermietbar sind.

Daher bietet die Pro Potsdam diesen Mietern 
nun einen Umzug in die mit Fördergeldern 
preisgünstig modernisierten Wohnungen des 
1. Bauabschnittes an. Ob es dem Fördermit-
telzweck entspricht, Umsetzwohnungen zu 
subventionieren, um im 2. Bauabschnitt die 
Mieten schneller und kräftiger erhöhen zu 
können, darf bezweifelt werden. Pro Potsdam 
– Geschäftsführer Westphal nannte diesen 
Umgang mit öffentlichen Geldern in der Dis-
kussion im Bauausschuss in aller Offenheit 
eine „Quersubventionierung“. 

Die Parteien der Rathauskoalition haben in 
der Stadtverordnetenversammlung diesen 
wohnungspolitischen Skandal ausdrücklich ge-
billigt. So lehnten sie einen Antrag der Gruppe 
Die Andere ab, der die Pro Potsdam verpflich-
ten sollte, auch für den 2. Bauabschnitt die 
möglichen Fördermittel des Landes zu bean-
tragen und damit preiswerte Mieten zu erhal-
ten.

Ihnen geht es offenbar nicht mehr um die 
Schaffung preiswerter Wohnungen, sondern 
um die höchstmögliche Vermarktung des 
städtischen Wohnungsbestandes und die ge-
winnträchtige Spekulation mit Wohnraum zur 
Entlastung der Stadtkasse. Folgerichtig wur-
de auch unser Antrag abgelehnt, Überschüs-
se der Pro Potsdam künftig nicht mehr zur 
Unterstützung der Luftschiffhafen-Gesell-
schaft oder zur Haushaltsaufbesserung der 
Stadt zu verwenden, sondern zur Schaffung 
günstiger Wohnungen.

Lutz Boede
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Dem aufgeklärten Zeitungsleser ist sehr 
wohl bewusst, dass er sich mit Lektüre 
einer Zeitung nicht nur seine eigene Mei-
nung bildet, sondern auch Gefahr läuft, 
die Meinung des Mediums selber unbe-
wusst zu übernehmen. 

Sofern hier die publizistischen Spielre-
geln, wie zum Beispiel wahrhaftige Wie-
dergabe des Sachverhaltes, korrekte 
Angabe von Quellen oder die erkennbare 
Trennung von Inhalt und Werbung, einge-
halten werden, halt ein handwerklich ein-
wandfreier Journalismus betrieben wird, 
ist der Versuch einer Zeitung, die Mei-
nung seiner Leserschaft zu beeinflussen,  
letztlich akzeptabel. Auch diese Frakti-
onszeitung versucht es gelegentlich. 

Das wohl wichtigste Gut einer Zeitung ist 
das Vertrauen ihrer Leserschaft. Vertrauen 
ist die Grundlage ihres Erfolgs. Der Leser er-
wartet zu Recht, dass schon alles mit rech-
ten Dingen zugeht in Verlag und Redaktion. 
Er vertraut darauf, falls es zu einem Fehler 
kommen sollte, dass die Zeitung diesen kor-
rigiert und richtig stellt. Der Leser vertraut 
darauf dass, wenn er die Zeitung auf einen 
offensichtlichen Fehler schriftlich aufmerk-
sam macht, er zumindest eine Antwort er-
hält. Muss der Leser erst den Beschwer-
deausschuss des Deutschen Presserates 
bemühen um Tatsachen richtigstellen zu 
lassen und muss in Folge dessen der Deut-
sche Presserat sogar eine Missbilligung 
aussprechen, so erwartet der Leser späte-
stens jetzt eine persönliche Reaktion und, 
als Ausdruck einer fairen Berichterstattung, 
die Veröffentlichung der Missbilligung. All das 
hat unsere Märkische Allgemeine Zeitung 
(MAZ) nicht getan. Was war passiert?

Am 15.01.2009 veröffentlicht die MAZ auf 
der Jungen Seite den bemerkenswerten 
Artikel „Nostalgie? Ja bitte!“ des Stadt-
schlossextremisten Jan Rinsis Ludwig.
In diesem Artikel erfindet Jan Rinsis Lud-

wig rotzfrech eine Inraftest-Dimap-Umfra-
ge. Nach dieser „wünschen sich 68 Pro-
zent der Jugendlichen zwischen 18 und 24 
Jahren, dass der Landtag als historisches 
Stadtschloss wiederhergestellt wird.“ 

Der Artikel erscheint pikanterweise am 
gleichen Tag, an dem die Fachjury zum 
Siegerentwurf im laufenden Vergabever-
fahren für den Landtagsneubau ihre ab-
schließende Entscheidung trifft. Sollte 
hier die öffentliche Meinung bzw. die Ent-
scheidung der Fachjury manipuliert wer-
den, in dem ihr suggeriert wird, dass fast 
zwei Drittel der Potsdamer Jugendlichen 
einen Landtag im historischen Gewand 
wünschen?

Mein Gefühl sagte mir, hier kann was 
nicht stimmen. 68 Prozent scheint unre-
alistisch, diese Umfrage möchte ich ger-
ne einmal sehen. Also fragte ich bei dem 
renommierten Umfrage-Unternehmen 
Infratest Dimap nach, ob sie die Rich-
tigkeit der Angaben bestätigen könnten. 
Und siehe da, ich bekam zur Antwort: „… 
bei Rücksprache mit der Redaktion hat 
sich herausgestellt, dass die Märkische 
Allgemeine hier einen fehlerhaften Text 
veröffentlicht hat. Die zitierten Umfrage-
ergebnisse bezogen sich auf das Berliner 
(!) Schloß, …“.

Es wurde auf zwei artverwandte Umfra-
gen verwiesen:

1. Umfrage in Berlin Juni 2007, 
nach der 56 Prozent der befragten Ju-
gendlichen zwischen 18 und 24 die Aus-
sage „Gebäude mit historischer Schloss-
fassade ist gut für Berlin“ bejahen.

2. Brandenburgbarometer November 
2006, 
nach dem 56 Prozent der befragten 
Jugendlichen zwischen 18 und 24 die 
Aussage bejahen: „Der Neubau des 

Deutscher Presserat missbilligt  
die Märkische Allgemeine Zeitung
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Landtags auf dem Gelände des Stadt-
schlosses in der Mitte Potsdams wäre 
eine gute Sache.“

Die vom Autor gemachte Aussage 
stimmt demzufolge nicht nur quantitativ 
nicht, da in beiden Umfragen 56 Prozent 
im Gegensatz zu 68 Prozent stehen. 
Auch qualitativ ist die Aussage falsch, 
da es keinen Bezug zum Berliner Stadt-
schloss (Umfrage 1)  oder zum histo-
rischen Potsdamer Stadtschloss (Um-
frage 2) gibt. 

Ich schrieb eine Beschwerde-E-Mail, 
in der ich die MAZ darauf aufmerksam 
machte, dass sich unter das „Macher-
team“ der Jungen Seite der 27-jährige 
Jan Rinsis Ludwig, bekannt als Mit-
glied der Initiative “Freunde des Stadt-
schlosses”, mischen konnte. Ihm fiel es 
bei seinem Debüt im Macherteam nicht 
schwer, über die Hälfte der Seite mit sei-
ner Botschaft „Die Potsdamer Jugend for-
dert das historische Stadtschloss“ redak-
tionell zu besetzen. Jan Rinsis Ludwig ist 
bekannt für seine Leserbriefe in denen er 
vorzugsweise gegen seine Lieblingsgegner 
Rainer Speer und Wieland Niekisch polemi-
siert.

Auch forderte ich eine Richtigstellung des 
Sachverhaltes in der nächsten Ausgabe 
der Jungen Seite und erinnerte die MAZ 
an ihre besondere Sorgfaltspflicht gegen-
über engagierten Jugendlichen, diese an 
einen verantwortlichen, handwerklich gut 
gemachten und unabhängigen Journalis-
mus heranzuführen. Den Pressekodex des 
Deutschen Presserates empfahl ich als ge-
eigneten Leitfaden.

Die MAZ antwortete mir nicht. Sie emp-
fand den Ton meiner Beschwerde als belei-
digend, wie der späteren Entscheidung des 
Beschwerdeausschusses zu entnehmen 
war.

Dennoch reagierte die MAZ indirekt mit 
einem Beitrag „Kontroverse Diskussion“ 
vom 22.01.2009. Aber als Richtigstellung 
konnte dieser Beitrag nicht gewertet wer-
den.

In einer korrekten Richtigstellung werden 
veröffentlichte Behauptungen, die sich 
nachträglich als falsch erweisen, richtig 
gestellt. Insbesondere gilt laut Presse-
kodex: „Für den Leser muss erkennbar 
sein, dass die vorangegangene Meldung 
ganz oder zum Teil unrichtig war. Deshalb 
nimmt eine Richtigstellung bei der Wieder-
gabe des korrekten Sachverhalts auf die 
vorangegangene Falschmeldung Bezug.“ In 
dem Beitrag wurde kein Bezug hergestellt. 
Es wurde lediglich auf die oben genannte 
Umfrage 2 hingewiesen. Auch wurde kei-
ne quantitative Angabe (56 Prozent) ge-
macht, die im offensichtlichen Widerspruch 
zu den 68 Prozent des ersten Beitrages 
stehen würde. 

Generell stellt sich die Frage, wie eine frei 
erfundene Umfrage richtig gestellt werden 
kann: Schon in der Überschrift wurde eine 
Behauptung aufgestellt, die durch keine 
repräsentative Umfrage bestätigt werden 
kann.

Genau zu solchen Fragen zur Berufsethik 
hat der Deutsche Presserat publizistische 
Grundsätze beschlossen und in einem 
Pressekodex zusammengefasst. Ich sah 
hier einige Verstöße gegen diese Grund-
sätze und formulierte am 28. Januar 2009 
eine Beschwerde an den Beschwerdeaus-
schuss des Deutschen Presserates. Im 
Einzelnen erhob ich drei Vorwürfe:
 
Verstoß gegen die Richtlinie 2.1 – Um-
frageergebnisse
Bei der Veröffentlichung von Umfrageer-
gebnissen teilt die Presse die Zahl der 

Eine Art einfache Ver-
wechslung, also Fahr-
lässigkeit oder Unkennt-
nis, ist demnach eher unwahrscheinlich. Es scheint sogar eine vor-
sätzliche Falschaussage vorzuliegen. 
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Befragten, den Zeitpunkt der Befragung, 
den Auftraggeber sowie die Fragestel-
lung mit. Zugleich muss mitgeteilt wer-
den, ob die Ergebnisse repräsentativ 
sind.

Verstoß gegen die Richtlinie 3.1 – An-
forderungen an Richtigstellungen
Für den Leser muss erkennbar sein, dass 
die vorangegangene Meldung ganz oder 
zum Teil unrichtig war. Deshalb nimmt 
eine Richtigstellung bei der Wiedergabe 
des korrekten Sachverhalts auf die vo-
rangegangene Falschmeldung Bezug.

Verstoß gegen die Richtlinie 6.1 – Dop-
pelfunktionen/Trennung von Tätigkeiten
Übt ein Journalist oder Verleger neben 
seiner publizistischen Tätigkeit eine 
Funktion, beispielsweise in einer Regie-
rung, einer Behörde oder in einem Wirt-
schaftsunternehmen aus, müssen alle 
Beteiligten auf strikte Trennung dieser 
Funktionen achten.
Die Beschwerde wurde der MAZ zeit-
gleich zugeteilt, leider erfolgte keine Re-
aktion.

Am 19. Mai 2009 entschied der Be-
schwerdeausschuss 1 in der Beschwer-
desache BK1-161/09. Die Erwägungen 
des Beschwerdeausschusses möchte 
ich hier in großen Teilen zitieren, da sie 
in ihrer Klarheit nichts zu wünschen üb-
rig lassen:

„I. Der Beschwerdeausschuss erkennt in 
dem Beitrag unter der Überschrift „Nos-
talgie? Ja bitte!“ der MÄRKISCHEN ALL-
GEMEINEN vom 15.10.2009 eine Verlet-
zung der Ziffer 2 Pressekodex definierten 
journalistischen Sorgfaltspflicht. Wie die 
Zeitung selbst einräumte, wurde die im 
Beitrag erwähnte Umfrage falsch darge-
stellt. In dem danach folgenden Beitrag 
vom 22.01.2009 wurde die falsche Dar-
stellung dann zwar korrigiert, dies ge-
schah jedoch indirekt und ohne Hinweis 
auf die vorangegangene Falschdarstel-
lung. Somit ist der Beitrag unter dem 
Titel „Kontroverse Diskussionen“ nicht 

geeignet, die Angelegenheit im Sinne der 
Ziffer 3 richtig zu stellen.“

„II. Eine Verletzung presseethischer 
Grundsätze dadurch, dass der Autor 
der Erstveröffentlichung Befürworter 
des Stadtschlossnachbaus ist, erkennt 
der Beschwerdeausschluss nicht. Nach 
Erkenntnissen des Ausschusses hat 
der Autor in der Initiative „Freunde des 
Stadtschlosses“ keine herausragende 
Position. Hätte er eine solche inne, wäre 
es notwendig gewesen, auf diese Funktion 
in der Autorenzeile hinzuweisen oder 
darauf zu verzichten, über das Thema 
selbst zu berichten. Da der Autor jedoch 
offensichtlich „einfaches“ Mitglied der 
Initiative ist, kann ihm nicht das Recht 
abgesprochen werden, im Rahmen sei-
ner beruflichen Tätigkeit über die An-
gelegenheit zu berichten. In diesem Zu-
sammenhang kann der Ausschuss nicht 
feststellen, dass private Interessen des 
Autors Einfluss auf die Berichterstat-
tung genommen hätten. Es liegt daher 
keine Verletzung publizistischer Grund-
sätze vor.“

Presseethisch bewertet der Ausschuss 
den Verstoß gegen die publizistischen 
Grundsätze als so schwerwiegend, dass 
er eine Missbilligung (nach Ziffer 2) aus-
spricht.

Eine Missbilligung ist nach der Rüge und 
vor dem Hinweis die zweitschärfste Sank-
tionsmöglichkeit des Deutschen Presse-
rates. Das betroffene Medium (MAZ) ist, 
im Gegensatz zu einer Rüge, nicht ver-
pflichtet, diese Missbilligung zu veröffent-
lichen. Dennoch empfiehlt der Presserat, 
als Ausdruck einer fairen Berichterstat-
tung, eine Veröffentlichung.

Die Märkische Allgemeine Zeitung konn-
te leider nicht die Kraft aufbringen, ein 
solche redaktionelle Entscheidung zu 
treffen. Auch eine persönliche Kontakt-
aufnahme mit dem Leser und mittlerweile 

„Eine Missbiligung“
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Beschwerdeführer, man ahnt es schon, 
geschah nicht.

Wer nun hofft, dass die Konkurrenz 
dieses Thema bereitwillig aufnimmt, wird 
enttäuscht. Den Potsdamer Neuesten 
Nachrichten (PNN) wurde das Material 
exklusiv angeboten. Ein bekannter Lokal-
reporter beglückwünschte mich ob des 
Erfolges, veröffentlichte aber keine Zeile 
zum Thema. Einzig die Initiative „Bildung 
sta(d)t Schloss“ und einige angeschlos-
sene Internet-Blogs nahmen das Thema 
auf.

Eine etwas unvorbereitete Vertriebsmit-
arbeiterin der MAZ, die sich telefonisch 
nach den Gründen der Kündigung meines 
MAZ-Abonnements erkundigen wollte, 
bekam von mir eine etwas längere Her-
leitung meiner Beweggründe geboten. 
Sichtlich beeindruckt versicherte sie, 
dies umgehend an die entscheidenden 
Positionen weiterzuleiten, die sich umge-
hend bei mir melden würden. Aber…

Nun fast ein Jahr später, stellt sich na-
türlich die Frage: Was hat es gebracht? 
Hat sich der Aufwand gelohnt? Zunächst 
scheint es, dass alle Vorwürfe an der 
MAZ abgeprallt sind und ihr ein einzelner 
kleiner Leser nicht ans Bein pinkeln kann. 
Keine korrekte Richtigstellung, keine Ver-
öffentlichung der Missbilligung, keine Ent-
schuldigung. Dennoch glaube ich, dass 

sehr viel Bewegung hinter den Kulissen 
war. Der Chefredakteur persönlich muss-
te sich vor dem Presserat rechtfertigen, 
das Verhältnis zwischen Infratest-Dimap 
und der MAZ wurde strapaziert und Jan 
Rinsis Ludwig wurde umgehend aus der 
Redaktion entfernt. 

Und ich vermute, in der Redaktion gab es 
einen Ruck hin zu mehr Vorsicht und Ver-
antwortung in der publizistischen Arbeit. 
Einen Leser wird es immer geben, der 
ganz genau hinschaut und auch bereit ist 
etwas zu unternehmen!

Sandro Szilleweit

P.S. 24. November 2009 am Frühstücks-
tisch, mir fällt fast das Brötchen aus 
dem Mund. Was lese ich auf Seite 1 der 
Märkischen Allgemeinen: 

„Saskia Funck hat geheira-
tet und heißt jetzt Ludwig

CDU-Kreis-Chefin und Geschäftsführerin 
der Landtagsfraktion, Saskia Funck, hat 
am Freitag, dem 13. November, gehei-
ratet. Die Vermählung der 41-Jährigen 
mit dem 27 Jahre alten Jan Rinsis Lud-
wig, ehemals Sprecher der „Freunde des 
Stadtschlosses“ aus Potsdam, fand dem 
Vernehmen nach am Tegernsee statt.“

Auf Antrag der Anderen wird derzeit 
geprüft, ob künftig die Sitzungen der 
Stadtverordnetenversammlungen im In-
ternet der Bevölkerung zugänglich ge-
macht werden können. Wir möchten 
damit für jeden eine Möglichkeit schaf-
fen, sich selbst ein Bild über politische 
Diskussionen und das Abstimmungsver-
halten der Stadtverordneten zu machen. 
Trotz breiter Zustimmung zu unserem 

Prüfauftrag ist das Vorhaben intern um-
stritten. Es gibt nicht wenige Stadtver-
ordnete, die kein Interesse daran haben, 
dass die Bevölkerung sieht, dass sie sich 
an Diskussionen nicht beteiligen, Zeitung 
lesen oder sich zeitgleich lieber ihrem 
Landtagsmandat widmen.

Öffentliche Übertragung der StVV-Sitzungen
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Es gab in Potsdam Zeiten, in denen SPD und 
PDS sich gegen die Mehrheit der Bürger 
verbündeten, um einen Nachbau des Stadt-
schlosses durchzudrücken. In den jahre-
langen vorausgehenden Debatten tauchte 
immer wieder die Behauptung auf, Potsdam 
sei als Gesamtkunstwerk entstanden, 
 es gebe einen – natürlich „genialen“, also 
gefälligst nicht kritisierbaren – Gesamtplan. 
Die Stadt sei mehr als andere Städte nach 
den Prinzipien von Symmetrie, goldenem 
Schnitt, menschlichen Proportionen und 
vielfältigen Zusammenhängen in Grundriss- 
und Winkelmaßen entstanden. Deshalb sei 
eine Wiederherstellung der historischen 
Stadtstruktur unabdingbar. Die Andere 
hat immer das Prinzip der europäischen 
Stadt dagegen gehalten, in der – ausge-
hend von der geografischen Situation und 
von sich im Laufe der Zeit entwickelnden 
Funktions-, Macht- und Geschmacksan-
sprüchen die Zeiten und ihre Geläufe in 
Stein, Holz und Beton sedimentieren.

Olaf Thiede ist es zu danken, dass er die in 
diesem Zusammenhang auftauchenden Be-
hauptungen vom genialen Stadtplan gebün-
delt und aufgeschrieben hat. So können wir 
ihre Unsinnigkeit und die Vermischung von 
Fakten mit Spekulationen und plumpen Fäl-
schungen nun auch nachvollziehen – und in 
der zweiten Hälfte des Textes erfahren wir 
auch interessante und wirkliche Facetten 
von ästhetischen Gestaltungsprinzipien 
unserer Stadt.

Grundsätzlich ist zu sagen, dass Archi-
tekten aller Zeiten Prinzipien wie Symme-
trie, Rhythmisierung, Wiederholung und 
Brechung von Wiederholung, (Recht)Wink-
ligkeit und Brechung von (Recht)Winkligkeit 
gefolgt sind. Europäische Städte sind si-
cherlich deshalb interessanter und lebens-
werter als z.B. amerikanische, weil diese 
Prinzipien sich in Zeitschichten und mit 
wechselnden Moden in den Städten zeigen 
– jedenfalls solange nicht Barbaren Kriege 

über die Städte ziehen oder Zeitalter aus-
löschen möchten wie es SPD/CDU/Grüne 
usw. gerade mit dem Abriss des Haus des 
Reisens und der Fachhochschulgebäudes 
vorführen.

Potsdam ist an dieser Stelle nicht heraus-
ragend, es gibt viele schöne und gut pro-
portionierte und strukturierte Altstädte in 
Europa. Olaf Thiede dokumentiert hier das 
Bekannte und lässt uns ein wenig besser 
verstehen, warum wir unsere Innenstadt 
als angenehm empfinden oder z.B. die Niko-
laikirche als schön.
An allen Stellen, an denen Thiede aber das 

Herausragende von Potsdam in Bezug auf 
den historischen Stadtgrundriss herausar-
beiten will, begibt er sich auf ein Terrain, 
das man vorsichtig als etwas problema-
tisch bezeichnen würde. Er startet (mit 
falschen Daten, S.16) auf eine Reise in die 
Geschichte der Mathematik und nimmt 
die Aussagen der altgriechischen Glau-
bensgemeinschaft der Pythagoräer zur 
Basis seiner Argumentation. Diese Glau-
bensgemeinschaft war der Meinung, dass 
„alles Zahl ist“, was Thiede in einer etwas 
schlichten Deutung umsetzt: Er sucht 
nämlich nach den Plänen des von ihm ange-
nommenen genialen Planers von Potsdam: 
„Möglicherweise [!] liegt dem Stadtentwurf 
ein noch unbekannter (!) einheitlicher Ide-
alplan zugrunde …“ (S.16) Er „vermutet“ 
eine vorausschauende Gesamtplanung mit 
Hohenzoller’scher Weitsicht in Generatio-
nenfolge (S. 24).

Diese Spekulation versucht Thiede nun mit 
allerlei falschen Rechnungen zu untermau-
ern. Das Problem ist dabei nicht so sehr, 
dass er offenbar Formeln nicht versteht 
oder nicht richtig rechnen kann (S.24) und 
seine geometrischen Bezugspunkte oft-

Die kleine Rechenecke:
Zahlenmystik als Basis von Wiederaufbauideologien

Lesen im Kaffeesatz der 

Zahlen
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mals beliebig wählt. Das Problem ist, 
dass er anfängt, in der Welt nach Zah-
lenmustern zu suchen. Dabei findet man 
immer etwas: Wir wissen nicht nur, dass 
die Anzahl der Störche in den Dörfern 
bestimmter Gebiete tatsächlich mit der 
Anzahl der Geburten korreliert und der 
Storch trotzdem nicht die Kinder bringt. 
Wir wissen auch, dass man unter Her-
beiziehung beliebiger Daten den Anschlag 
vom 11. September vorhersehen konnte, 
aber ebenso auch jedes andere Ereignis 
herbeirechnen könnte. Man nennt so et-
was Zahlenmystik, und das gilt heutzu-
tage bei manchen Leuten als Spaß, bei 
anderen als Scharlatanerie, gelegentlich 
auch als Betrug, meist aber eher als 
lächerlich – wenn man an die Produkte 
glaubt.

Thiede behauptet, der Goldene Schnitt 
„ist ein universales natürliches Prin-
zip. Es ist die Beziehung von Mikro- und 
Makrokosmos“. Das ist in dieser Form 
schlicht Unsinn, ebenso wie die Behaup-
tung, Euklids Elemente seien „der Be-
ginn des empirischen Denkens“ (S.18). 
Hier hat jemand etwas grundlegend nicht 
verstanden und erklärt die Welt damit. 
Thiede weist im Stadtgrundriss auch 
keinen einzigen Goldenen Schnitt nach, 
lediglich in der Architektur (nicht aber 
im historischen Stadtgrundriss) kann er 
Goldene Schnitte nachvollziehen, wenn 
die Architekten sie bereits als Gestal-
tungsprinzip expliziert haben. Im Nicht-
Beleg seiner Annahmen verweist er auf 
„Annäherungswerte“ – was in die völlige 
Beliebigkeit führt, denn annäherungswei-
se kann man jedem Zahlenwert irgendein 
Zahlverhältnis zuordnen, das regelmäßig 
aussieht, und kann dieses Zahlverhältnis 
dann als „besonderes“ oder „geniales“ 
bezeichnen. Entsprechend ist der Annä-
herungswert „primär durch das Gefühl 
zu erahnen“ (S.18), ein Unsinn, den man 
ja auch immerfort von grünen Stadtver-
ordneten wie Saskia Hüneke hört, wenn 
sie mal begründen sollen, warum die hi-
storische Stadtstruktur so zwingend 
sein soll.

In bester zahlenmystischer Manier ist die 
Aneinanderreihung von beliebigem Zah-
lengewurschtel durchsetzt mit Auffor-
derungen, doch nun endlich zu glauben: 
„Das alles sind keine Zufälle!“ Sicherlich, 
etwas so Tolles wie das Hirngespinst 
vom genialen Stadtgrundriss kann kein 
Zufall sein – es ist sicherlich in langen 
Tagen und Nächten von Zeichnungen und 
Berechnungen entstanden. Irgendwann 
hat man sich selbst lange genug einge-
redet, dass in Potsdam ein unbekanntes 
Genie einen genialen Plan entworfen hat, 
den die Hohenzollern über die Jahrhun-
derte hinweg umgesetzt haben und des-
sen Genialität sich uns Würmern nicht 
erschließt, weshalb wir diesen genialen 
Plan unbedingt wieder in Stadt gießen 
müssen.

Ich habe wirklich jahrelang versucht zu 
verstehen, wo das Genialische des histo-
rischen Stadtgrundrisses liegen soll. Ich 
sehe, dass in Potsdam gute Architekten 
gute Arbeit geleistet haben. Aber dazu 
bedarf es keines Genies, und es ist auch 
unter Bezug auf heutige Funktionen und 
jetzige Stadtstrukturen möglich.

Zahlenmystiker wie Thiede gibt es alleror-
ten. Die Besonderheit von Potsdam ist, 
dass Zahlenmystiker politisches Handeln 
fundieren: Die Ideologen im Beirat Pots-
damer Mitte haben jahrelang verweigert, 
die angeblichen genialen Zusammenhän-
ge für einen Nachvollzug offen zu legen. 
Unser kluger Oberbürgermeister hat die 
Behauptungen nachgeplappert. Die PDS 
hat den Ideologen zur Umsetzung ihrer 
spinnerten Ideen verholfen. Olaf Thiede 
ist zu danken, dass er uns wenigstens im 
Nachhinein Einblick in sein Alchimistenla-
bor gegeben hat.

Olaf Thiede: Gesamtkunstwerk Potsdam. 
Sichtachsen – Geometrie – Rhythmus. 
Eigenverlag, Potsdam 2009. Mit einem 
Vorwort von Katherina Reiche.

Wolfram Meyerhöfer 
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Kopfgeldjagd in Bus und Bahn

In den vergangenen Jahren wird die Stadt 
durch die SPD und ihre Juniorpartner 
CDU, FDP und Grüne immer stärker als 
ein Konzern verstanden und entsprechend 
organisiert. Die öffentlichen Verkehrsmit-
tel werden in diesem Weltbild zuallererst 
nicht mehr an den Bedürfnissen der Fahr-
gäste ausgerichtet, die alle Jahre wieder 
im Bürgerhaushalt für einen Ausbau des Li-
niennetzes, einen kostenlosen ÖPNV oder 
zumindest kostenlose Schülerinnen- oder 
Seniorentickets votieren – ohne dass dies 
irgendwelche praktischen Auswirkungen 
hat. Damit geht eine zunehmende Bruta-
lisierung bei der Kontrolle der Fahrscheine 
einher. Trotz zahlreicher Beschwerden und 
entgegen aller anderslautenden Beteue-
rungen bedient sich der städtische Ver-
kehrsbetrieb ViP dazu einer Gruppe von 

Kontrolleuren, die Fahrgäste einschüch-
tern, beschimpfen, bedrohen und auch 
vor körperlichen Übergriffen nicht zurück-
schrecken.

Bereits vor mehr als zwei Jahren machte 
Die Andere den Oberbürgermeister in ei-
ner internen Mail darauf aufmerksam, dass 
Fahrkartenkontrolleure und zusätzliches 
Zugbegleitpersonal, das ausgerechnet im 
Rahmen der Imagekampagne „Mehr Service 
für Potsdam – sauber, sicher, lebenswert“ 
in den Abendstunden in den Straßenbahnen 
und Bussen mitfuhr, durch Tragen rechts-
extremer Bekleidungsmarken und einen 
rüden Tonfall gegenüber Jugendlichen und 
Asylbewerbern auffiel. Schnell versprach 
der Leiter des OB-Büros, sich um das Pro-
blem zu kümmern.

Wenige Monate später häuften sich Be-
schwerden über Belästigungen, Bedro-
hungen und körperliche Übergriffe. Auch 
die Presse berichtete mehrfach über ein 
völlig unangemessenes Auftreten der Fahr-
kartenkontrolleure. Eine ältere Dame, die 
nach einer Herzoperation am Stern aus-
gestiegen war, wurde an der Haltestel-
le Turmstraße umstellt und leerte ihren 
Handtascheninhalt auf dem Boden, um 
den schon weggesteckten Fahrschein zu 
suchen. Am Magnus-Zeller-Platz stieg ein 
Asylbewerber aus und musste als einziger 
Fahrgast seinen Fahrschein zeigen. Er 
war der einzige Dunkelhäutige in der Bahn. 
Letztlich musste die Polizei kommen, weil 
er sich aufgrund dieser rassistischen Be-
handlung weigerte, den Kontrolleuren den 
Fahrschein zu zeigen. Jugendliche berich-
teten, dass sie von zwei Kontrolleuren als 
„Zecken“ betitelt und durch das Wohnge-
biet Zentrum Ost gejagt wurden. Ein junger 
Mann wurde von den Kontrolleuren verprü-
gelt und erstattete Anzeige bei der herbei-
gerufenen Polizei. Gleich mehrfach sprach 
das Kontrollpersonal gegen Jugendliche 
aus verschiedenen Gründen Fahrverbote 
für 24 Stunden aus und warf Minderjährige 

Potsdamer Fahrkartenkontrolleure bei 
der Raucherpause. Der großgewachsene 
junge Mann mit dem schnieken Thor-Stei-
nar-Pulli ist nach Auskunft der ViP nicht 
bei der WISAG beschäftigt. Offenbar be-
gleitet er die Fahrkartenkontrollen aus 
ehrenamtlichem Engagement oder purer 
Freundschaft.
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auf dem Schulweg einfach aus der Bahn.
Die Andere beantragte daraufhin, dass ge-
prüft wird, ob Auftreten und Umgangston 
bei Fahrkartenkontrollen angemessen sind, 
ob eingeräumte Befugnisse überschritten 
wurden und ob mehr Beschwerden von 
Fahrgästen festzustellen waren.
Letztlich wurde der Antrag durch die 
Stadtverordnetenversammlung angenom-
men. Am 06. August 2009 teilte der Ober-
bürgermeister das Ergebnis der Überprü-
fung in der Ds 09/711 mit:

Die Hinweise der Fahrgäste und des Aufga-
benträgers hat die VIP zum Anlass genom-
men, mit der WISAG eine grundsätzliche 
Neuausrichtung der Arbeit zu gestalten. 
Dazu wurde folgendes verändert:
Die Kontrollen erfolgen seit Mai 2009 
in der WISAG-Dienstkleidung. Dies führt 
dazu, dass die Fahrgäste das Kontrollper-
sonal sofort als solches identifizieren kann. 
Diese Maßnahme hat sich positiv auf die 
Außendarstellung des Kontrollpersonals 
ausgewirkt. Es ist aber auch festzustellen, 
dass die Anzahl der ermittelten Schwarz-
fahrer in den Monaten Mai und Juni 2009 
gegenüber den Monaten Januar-April 2009 
erheblich zurückgegangen ist. Wurden in 
den Monaten Januar-April 2009 monatlich 
ca. 880 EBE-Vorfälle erfasst, waren es im 
Monat Mai 2009 noch 463 bzw. im Monat 
Juni 2009 543 EBE-Vorfälle.[ ...] 

Weiterhin hat die VIP die WISAG verpflich-
tet, Stammpersonale für die Kontrollen in 
Potsdam einzusetzen, um somit die Qua-
lität der Kontrollen und der Informationen 
für die Fahrgäste zu erhöhen. Die WISAG 
unterstützt das eingesetzte Kontrollper-
sonal mit Kollegen der Verkehrsservice 
GmbH, einer Tochtergesellschaft der WI-
SAG. Dabei handelt es sich u.a. um die 
Befähigung des Personals hinsichtlich des 
Auftretens, des Verhaltens in schwierigen 
Gesprächssituationen und der Schulung zu 
fachlichen Inhalten wie zu Tarif- und Touris-
musinformationen. [...]

In der Summe haben die eingeleiteten Maß-
nahmen den erwünschten Effekt gebracht, 
so dass ein weiteres Nachsteuern nicht 
notwendig erscheint. [...]“

Dennoch begann das Nachsteuern schon 
wenige Tage später. Mitte August ent-
schieden sich ViP und WISAG, mitunter 
auch Kontrollen in Zivilkleidung durchzufüh-
ren. Offenbar ist die Fangquote dann doch 
wichtiger als das Erscheinungsbild nach 
Außen. Die Stadtverordneten wurden über 
die Änderungen nicht informiert, sondern 
bemerkten dies erst an der zunehmenden 
Zahl von Beschwerden.

Viele Bürgerinnen sind der Auffassung, 
dass bei Kontrollen die WISAG-Uniform 
getragen werden soll und verweigern Zivi-
listen, die lediglich billig einlaminierte Kärt-
chen mit unscharfem Foto ohne Namen als 
Dienstausweis nutzen, das Vorzeigen der 
Fahrscheine.

Dies hat sich noch verstärkt, nachdem in 
der Presse mehrfach vor falschen Kontrol-
leuren in den Potsdamer Verkehrsmitteln 
gewarnt wurde. Uns sind schon mehrere 
Fälle bekannt, in denen letztlich die Poli-
zei anrücken musste, um den Fahrschein 
zu kontrollieren, obwohl zu bezweifeln ist, 
dass sie nichts Besseres zu tun hat.

Nicht nur Autofahrerinnen, die nachts 
auf einsamer Straße wegen geringfü-
giger Geschwindigkeitsüberschreitungen 
geblitzt und abkassiert werden, obwohl 
sie niemanden gefährdet haben, werden 
in Potsdam abgezockt. Immer beliebter 
wird im Potsdamer ÖPNV die sogenannte 
Ausstiegskontrolle, bei denen die Frage 
nach dem Fahrschein erst erfolgt, wenn 
dieser in den Papierkorb geworfen wurde 
oder die Gruppenkarte mit dem Rest der 
Gruppe weitergefahren ist. Diese Masche 
kommt auch den sportlichen Bedürfnissen 
des männlichen Kontrollpersonals entge-
gen, das Fahrgäste jeden Alters und Ge-
schlechtes mit anspruchsvollen Schlag-, 
Würge- und Haltetechniken traktiert und 
auch außerhalb der Haltestellen nicht 

„Was hat sich in den letzten 

Wochen geändert?
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Die schönsten Sitten und Gebräuche 
der Potsdamer Stadtverordneten

Die Stadtverordnetenversammlung wurde in den vergangenen Jahren schon als Muppet-
Show, Theater, Irrenhaus, Kindergarten und Quasselbude bezeichnet. Über sie kursieren  
Anekdoten und berichten die Lokalgazetten. Niemand weiß so recht, was sie zu ent-
scheiden hat und ob ein Beschluss je umgesetzt wird. Davon unbeeindruckt schreiten 
hier Mittdreißiger in spätpubertär staatsmännischen Posen vor der Pressebank auf und 
ab. Alternde Polizeikader versuchen mit ideologischem Eifer, die gute alte Zeit gegen die 
Moderne zu verteidigen. Ausgerechnet diejenigen, die mit ihrem Mandat klare persönliche 
Interessen verfolgen, beschränken sich sachlich auf das dazu Nötigste. Die meisten Sit-
ten und Gebräuche, die sich im Laufe der Jahre herausgebildet haben, beruhen jedoch 
auf dem erfolglosen Bestreben um Originalität. Oft sind sie auch einfach einer Laune der 
Versammlungsleitung oder der Notwendigkeit geschuldet, Anliegen der politischen Kon-
kurrenz abzuwimmeln oder eigene vorzuziehen. Damit sich unbefangene Besucherinnen 
der Sitzungen besser zurechtfinden, stellen wir einige wichtige Sitten und Gebräuche der 
Potsdamer Stadtverordneten vor, die dem gesunden Menschenverstand ohne Erklärung 
rätselhaft bleiben müssen.

Zu Beginn jeder Sitzung wird die Tages-
ordnung mit großem Zeitaufwand in etwa 
halbiert. Einen erheblichen Anteil nehmen 
dabei Anträge ein, über die in den Aus-
schüssen noch nicht beraten wurde oder 
die im Zuge der Beratungen zurückgestellt 
wurden. Oft erscheinen diese Anträge über 
Monate immer wieder in der Tagesordnung, 
damit sie pünktlich zu den Sitzungen der 
Stadtverordneten wieder zurückgestellt 
werden können.
Besonders unverständlich ist es für die 
Laien, wenn es sich um Anträge handelt, 

in denen die Verwaltung mit der Prüfung 
eines bestimmten Sachverhaltes beauf-
tragt werden soll. Den Antragstyp Prü-
fauftrag gibt es in zwei verschiedenen Ver-
laufsformen.

Bei der Variante A wird ein Prüfauftrag in 
die Stadtverordnetenversammlung einge-
bracht und begründet. Die Antragstellerin 
möchte z.B., dass die Verwaltung prüft, ob 
eine Schule früher saniert werden kann. Die 
zuständige Beigeordnete plädiert dafür, 
den Antrag abzulehnen, da dies schon ge-

Heute: Der geparkte Prüfauftrag 

ablässt. Dabei berufen sie sich auf die 
Strafprozessordnung, die im §127 II für 
Jedermann ein Festhalterecht schafft, 
der eine andere Person bei einer Straftat 
erwischt. Warum jemand allerdings gleich 
einer Straftat verdächtig sein soll, wenn 
er aus der Bahn steigt, ist doch äußerst 
fragwürdig – schon weil das Fahren ohne 
Fahrschein im Normalfall nur mit einem 
Erhöhten Beförderungsentgelt geahndet 
wird. Wer also einen gültigen Fahrschein 
besitzt, sollte bei Übergriffen des Kontroll-
personals unbedingt Strafanzeige wegen 

Freiheitsberaubung und Körperverletzung 
erstatten. Die Andere ist gern bei der For-
mulierung behilflich. 

Da der städtische Verkehrsbetrie nicht 
einmal die vorliegenden Beschwerden, Poli-
zeieinsätze und Übergriffe statistisch aus- 
wertet, bitten wir außerdem, uns auf-
tretende Probleme mitzuteilen oder eine 
Kopie der Beschwerden an: dieandere@rat-
haus.potsdam.de zu senden.

Stefan Schubert und Lutz Boede
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Alljährlich beklagt die FDP, die hohen Ko-
sten des Stadtwerkefestes und die In-
transparenz der städtischen Unterneh-
men. Die Andere hat in den vergangenen 
Jahren zahlreiche Anträge und Anfragen 
zu den Stadtwerken gestellt, um mehr 
Licht in die Geschäfte zu bekommen. Dabei 
war die FDP selten eine Hilfe. Als einzige 
politische Gruppierung Potsdams hat Die 
Andere ein Konzept für die städtischen 
Betriebe vorgelegt, wie Transparenz und 
Mitbestimmung in einem modernen kom-
munalen Unternehmen umgesetzt werden 
können. Das Papier hat allerdings auf inter- 
nationalen Fachtagungen bislang mehr In-
teresse als in Potsdams Parteien ausge-
löst.

Dass ausgerechnet die Privatisierungs-
partei FDP mangelnde Transparenz be-
klagt, wundert uns dann doch. Immerhin 

verweigert die Stadtverwaltung die Of-
fenlegung von Preiskalkulationen und Ge-
schäftspraktiken regelmäßig damit, dass 
die städtischen Betriebe in einer privaten 
Rechtsform organisiert sind und die Inte-
ressen von Mitgesellschaftern gewahrt 
werden müssen. Die Folgen der Privati-
sierung der öffentlichen Daseinsvorsorge 
kann man in Potsdam auch an den bundes-
weit höchsten Wasserpreisen nachvollzie-
hen, die zu einem erheblichen Teil auf den 
(später rückabgewickelten) Verkauf der 
Wasserversorgung an den Konzern Eu-
rawasser zurückzuführen sind. Dass die 
Jungen Liberalen am Vorabend des Stadt-
werkefestes also ausgerechnet gegen die 
Wasserpreise protestieren, zeugt von 
einer Intransparenz in der parteiprogram-
matischen Logik. Die Andere empfiehlt zur 
Nachhilfe, noch ein paar Stunden in den 
älteren Ausgaben dieser Zeitung zu lesen.

Intransparente FDP

prüft sei und die entsprechenden Prioritä-
tenlisten und Maßnahmepläne abgestimmt 
seien. Sie fordert die Antragstellerin auf, 
zu sagen, wo denn das zusätzliche Geld 
herkommen soll oder welche Schule auf 
der Prioritätenliste nach unten verschoben 
werden soll. Wenn niemand mehr Lust hat, 
den Sachverhalt auszudiskutieren, wird 
der Antrag in die Ausschüsse überwiesen. 
Dort wird er auf Wunsch der Antragstel-
lerin zurückgestellt. Gleichzeitig wird die 
Verwaltung immer wieder aufgefordert, 
einen Vorschlag zur Lösung des Problems 
zu unterbreiten. Wenn sie das irgendwann 
tut, wird der Antrag bis zur Unkenntlich-
keit umformuliert oder unter Verweis auf 
den Erfolg des Antrags für erledigt erklärt.

Bei der Variante B wird der Antrag ge-
gen den Wunsch der Antragstellerin in die 
Ausschüsse überwiesen. Oft wird dies so-
gar damit begründet, dass man das nicht 
gleich entscheiden kann, sondern erst prü-
fen muss. In den Ausschusssitzungen wird 

dann durch die Verwaltung beliebig oft um 
Zurückstellung des Prüfantrages gebeten. 
Liegt irgendwann dann das Ergebnis der 
Prüfung vor, wird der Prüfantrag abgelehnt 
oder für erledigt erklärt, weil die Prüfung ja 
schon erfolgt ist. 

Warum ein Prüfauftrag nicht einfach be-
schlossen werden kann, sondern solange 
vertagt und zurückgestellt wird, bis er ge-
genstandslos oder erledigt ist, bleibt un-
verständlich. Manche behaupten, dies sei 
nur eine Methode der Rathauskoalition, um 
die Zustimmung zu sinnvollen Anträgen op-
positioneller Gruppierungen zu vermeiden. 
Andere verweisen darauf, dass die Sit-
zungsleitung nicht auf der Höhe ist oder die 
Ausschusssitzungen der Selbstentfaltung 
derjenigen dienen, die in der Stadtverord-
netenversammlung nichts sagen dürfen. 
Genau wird sich dies wohl nie klären las-
sen. Aber was wäre ein unverständlicher 
Brauch schon ohne einen geheimnisvollen 
mythischen Schleier.



•	 die Erstellung von Flyern und Hintergrundmaterial zu politisch relevanten Sachthemen.
•	 den Druck unserer Fraktionszeitung „Die Andere“, damit wir Sie auch weiterhin auf dem  

Laufenden halten und über unsere Arbeit berichten können.
•	 Sachmittel und Sachgegenstände, z.B. Büromaterial und Kommunikationsmittel.
•	 die personelle Unterstützung der Organisation und Koordinierung des Büros.

Als kommunale Wählergruppe genießen wir gewissermaßen Parteienprivileg. Zwar erhalten wir keine 
Wahlkampfkostenrückerstattung, doch sind Spenden an die Wählergruppe zu 50 Prozent steuer- 
mindernd, d.h. eine Spende von 100 Euro wird mit einer Rückzahlung von 50 Euro durch das 
Finanzamt honoriert. Diese Rückzahlung ist allerdings begrenzt.
•	 Erstens gilt es nur bis zu einem Spendenbetrag von derzeit 1650 Euro, was eine Rückzahlung 

aus gezahlten Steuern von 825 Euro bedeuten würde.
•	 Zweitens müsste die Spenderin aber auch ausreichend Steuern zahlen, um die Rückerstattung 

möglich zu machen, im o.g. Falle müssten Sie also mindestens 825 Euro Steuern gezahlt ha-
ben.

Die Spendenbescheinigungen werden am Ende bzw. zu Beginn des folgenden Kalenderjahres 
ausgestellt und verschickt. Die Spendenbescheinigung wird immer auf den Einzahlenden ausge-
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Verwendungszweck: Spende, [Ihr Name], [Ihre Strasse & Hausnr.], [Ihre PLZ]

Für Spenden per Lastschrift nutzen Sie bitte folgendes Formular

Zahlungsempfänger				    Name und Anschrift des Kontoinhabers

Die Andere
Lindenstr. 47
14467 Potsdam

Hiermit ermächtige(n) ich/wir Sie widerruflich, folgende Zahlung(en)

O Einmaliger Betrag: 	       		           Euro	
O monatlicher Betrag /Jährlicher Betrag*: 	          Euro

als Spende 

zu Lasten meines/unseres Girokontos Nr.: 
bei			             
BLZ: 				          durch Lastschrift einzuziehen.

Wenn mein Konto die erforderliche Deckung nicht aufweist, besteht seitens des kontoführenden Instituts keine  
Verpflichtung zur Einlösung.Teileinlösungen werden im Lastschriftverfahren nicht vorgenommen.

	      Ort, Datum 					          Unterschrift

* nicht Zutreffendes bitte streichen

Sie wollen öfter von uns lesen?
Bitte unterstützen Sie uns und werden Sie Förderer der Anderen Politik.

Ihre Spende ist steuermindernd

Spenden, aber wie?

Ihre Spende fließt in:
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Mehrere Anträge unternahm Die Andere in 
den vergangenen Monaten, um eine sport-
politisch akzeptable Verwendung der Mit-
tel zur Sanierung des Karl-Liebknecht-Sta-
dions zu erreichen. Zunächst beantragten 
wir die erneute Prüfung, ob im Rahmen 
der Stadionsanierung zusätzliche Sport-
plätze am Babelsberger Park geschaffen 
werden können. Obwohl der zuständige 
Sportausschuss den Antrag einstimmig 
unterstützte, lehnte die Stadtverordne-
tenversammlung das Anliegen ab, nachdem 
der SV Babelsberg 03 und die im Rahmen 
der Baumaßnahmen für ihn tätige EWP 
massiven Einfluss auf die Stadtfraktionen 
genommen hatten. An der Abstimmung 
wirkten auch Stadtverordnete mit, die in 
einem beruflichen Abhängigkeitsverhältnis 
zum SVB 03-Präsidenten stehen oder ju-

ristisch Vertretungsberechtigte für einen 
durch die Fördermittel begünstigten Ver-
ein sind. 

In einem späteren Antrag wollte Die An-
dere den Verzicht auf die geplante Rasen-
heizung durchsetzen. Der Stadtverord-
nete Gregor Voehse begründete dies mit 
zahlreichen Beispielen aus anderen Städ-
ten, in denen Rasenheizungen Spielausfälle 
(wegen vereister Tribünen, vom Dach he-
rabstürzender Schneemassen u.ä.) nicht 
verhindern konnten oder wegen zu hoher 
Betriebskosten schlichtweg nicht einge-
schaltet wurden. Da dieser Antrag knapp 
abgelehnt wurde, fördert Potsdam als Mit-
glied des Klimabündnisses demnächst aus 
öffentlichen Mitteln das Beheizen eines 
größeren Rasenstückes im Winter.

Rasenheizung im Karli
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Potsdamer Impressionen: 
Morgens an der Haltestelle... Würden Sie diesen 
Menschen Ihren Fahrschein anvertrauen?


